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Gewidmet den Nachkommen meiner Familie


und Allen,


die sich um ein Zusammenleben


in Fairness und Frieden bemühen








Anmerkungen zum Text


Mehrere Wiederholungen im Text habe ich auch hier wieder bewusst belassen, manche davon in der Vorstellung, dass ein Text dieses Umfangs auch zum Nachschlagen anhand des umfassenden Stichwortverzeichnisses verwendbar wäre.


Um Ihnen das Nachschlagen in früheren Abschnitten zu ersparen, habe ich für öfter verwendete Fachbegriffe hinten eine Liste mit kurzer Erklärung zusammengestellt.


Mit einem Sternzeichen * markierte Zitate sind vom Autor übersetzt.


Hochgestellte Zahlen, z.B. Autor 35 beziehen sich auf die Literaturliste am Ende des Buches. Eine detaillierte Liste der über 1000 Einzel-Zitate mit allen individuellen Seitenangaben ist beim Autor via e-mail erhältlich: democracydilemma@gmx.net


Hochgestellte und unterstrichene Zahlen, z.B. Notiz 36 zeigen eine Fußnote an.


Hochgestellte Zahlen mit vorangestelltem “N”, z.B. Demokratie N39 stehen für eine Anmerkung im hinteren Teil des Buches.


Verweise auf andere Seiten im Text, z.B. S. →, gelten für mehrere Seiten, wenn hinter der Zahl ein “f“ oder “ff“ steht, z.B. S. →f.




Obwohl ich mich um möglichst fehlerfreie Darstellung von Daten und Texten bemüht habe, sind Irrtümer leider nicht mit Sicherheit vermeidbar. Jene Fehler, auf die ich seit der Veröffentlichung der zweiten Auflage aufmerksam wurde, sind in dieser dritten Auflage korrigiert.


Wenn Ihnen dennoch weitere Fehler auffallen, bin ich für eine Nachricht an die e-mail-Adresse democracydilemma@gmx.net dankbar; ich werde diese neuen Korrekturen in einer Liste sammeln und in www.democracydilemma/errata verfügbar machen.







Vorwort zur zweiten Auflage


Schon anlässlich der englisch-sprachigen Ausgabe hatte ich eingangs erwähnt, dass aktuelle politische Fragen eigentlich kein geeignetes Thema für Bücher mehr sind: weittragende Ereignisse lösen einander nicht mehr im Takt von Jahrzehnten oder Jahren ab sondern von Monaten und Wochen: drohende Kriegsgefahr, Umweltkrise mit bereits deutlich spürbaren Klimaveränderungen, rapider Verfall sozialpolitischer Strukturen, auf denen diese liberalen westlichen Demokratien fußte. Meldungen in den Medien übersteigen an Frequenz nicht mehr nur unser Erinnerungs-, sondern auch das Fassungsvermögen. Einige der global verbreiteten, inzwischen jedoch fast schon wieder ganz aus dem Horizont der Aufmerksamkeit gerückten Ereignisse habe ich als Ergänzungen in dieser Auflage nachgetragen, weil ich sie wegen ihres Beispielcharakters für erinnerungswürdig halte; dazu zählt die Gelbwesten-Bewegung in Frankreich, auch der globale Medien-Tsunami anlässlich des Auftretens von Greta Thunberg, die nachfolgende Schüler-Bewegung und des x-ten Zerredens der Umweltkrise im Sinne deliberativer Demokratie ohne tatsächlich ernsthafte politische Konsequenzen. Doch eine weitere Veränderung kommt hinzu, die diesem Erdrutsch in eine düstere Zukunft mit zunehmender Intensität entschlossen entgegenzuwirken scheint: In immer mehr Ländern kommt es zu Massendemonstrationen der Zivilgesellschaft – nicht nur der Gelbwesten in Frankreich, sondern auch in USA, Deutschland, Russland, Tschechien, Hongkong, Georgien, Haiti, Kasachstan, Sudan, Algerien … , zu Aufruhr und Protesten gegen politischen Missbrauch, oder gegen die Untätigkeit der Politik, zu Forderungen nach Maßnahmen, von denen Politiker meinen, sie wegen der Gefahr von Stimmenverlusten in ihrem eigenen Interesse und dem ihrer Partei nicht wagen zu dürfen. Ende einer Ära, oder schon Anfang einer Neuen? Beginnt die in meinem dritten Kapitel bezeichnete Veränderung von unten bereits vor unseren Augen? Leiten schon die ersten verantwortungsvollen Politiker eine Fusion der Parteien ein, die Führung der Zivilgesellschaft guten Willens, die Überleitung zu einer neuen Form von evidenzbasierter Politik?


Außerdem habe ich die Gelegenheit genutzt, die Diskussion zum Thema Massenpsychologie und Psychologie allgemein etwas zu vertiefen, etwa im Sinn von Freud’s „Massenpsychologie und Ich-Analyse“ sowie Marcuse’s Verarbeitung von Freud’s Werk in „Triebstruktur und Gesellschaft“.


Ludwig M. Auer, im Frühjahr 2019




Vorwort zur ersten Auflage







“Demokraten, die den Unterschied zwischen einer freundlichen und einer feindseligen Kritik nicht erkennen, sind selbst von einem totalitären Geist erfüllt”* 1


Karl Popper





Demokratie wird heute in einer zunehmenden Zahl von Ländern weltweit als das einzige akzeptable politische System für eine moderne Gesellschaft angesehen. Die westliche Sphäre liberal demokratischer Länder erklärt ihre Werte über alle anderen Kulturen und Zivilisationen hinweg für die gesamte Welt als universell gültig (eine Erläuterung meines Versuches einer Unterscheidung zwischen den beiden Begriffen quer durch alle Kulturkreise, die sie voneinander abweichend definieren, findet sich in der Anm.N1).


Die Medien preisen und verteidigen die liberale Demokratie als das Zentrum unseres “Gemeinwohls“, das heute von Politikern eher als “unsere gemeinsamen Werte“ bezeichnet wird. Damit greifen sie nicht selten die Bürger ihrer eigenen Länder an, indem sie jene rechtsgerichteten Parteien dämonisieren, die demokratisch gewählt wurden: etwa 20% in den Niederlanden (PVV), 34% in Frankreich (FN), 26% in Österreich (FPÖ), je 12,6% in Großbritannien (UKIP) und in Deutschland (AfD). Liberale Politiker der westlichen Welt ignorieren die Ängste ihrer Bürger, werden ihrerseits populistisch und schaffen damit eine neue Welle von Anti-Populismus-Populismus, anstatt die gegenwärtige Entwicklung als dringenden Hinweis darauf zu werten, dass die Demokratie renovierungsbedürftig ist. Sogar vermeintlich politikverdrossene und selbstzufriedene Wähler werden aufmerksam, irritiert und orientierungslos; eine politische Nachkriegs-Ära des „Nichtwissenwollens“ 2 scheint zu Ende gekommen zu sein.


Viele politisch interessierte und engagierte Bürger und Gruppen sind zunehmend über die Untätigkeit ihrer Politiker frustriert. Einige wollen sich zu „echter Demokratie“ vorwärts bewegen („true democracy“), andere in eine „zukünftige Demokratie“, wieder andere wollen das gegenwärtige System besetzen („Occupy“- movement) und Demokratie „wirklich“ machen; dementsprechend stehen norwegische und britische Gruppen ein für „Real Democracy“ oder haben vor, den Neo-Liberalismus aus der Bahn zu werfen und gegen die Macht wirtschaftlicher Konzerne („Corporatocracy“) anzukämpfen.N2 Wir stehen also vor der Tatsache, dass Demokraten gegen ihr eigenes politisches System aufstehen und damit ihre Länder spalten. Damit erhebt sich die Frage: was ist hier schiefgelaufen?


In diesem Buch werde ich begründen, dass die moderne liberale Demokratie wegen vieler ihrer Architektur innewohnender Mängel und Schwachstellen von vornherein zum Scheitern verurteilt war. Diesbezüglich ist meine Argumentation allerdings nicht neu: Demokratie wird bereits seit ihrem Bestehen und ihrer ersten Beschreibung in der Antike verteufelt und verlacht, beginnend mit Sokrates, der sich allerdings nicht über die Demokratie selbst lustig machte, sondern über deren Führer. In ähnlicher Weise hatte auch Platon keine hohe Meinung von demokratischen Politikern: er wollte sie allesamt durch einen weisen Herrscher als Führer ersetzen.380


Die Idee einer Regierung des Volkes ist von Anfang an ein Widerspruch in sich selbst, weil sie den Konflikt zwischen den Individuen und den sozialen Klassen in der wirklichen Welt außer Acht lässt. Die Demokratie der Neuzeit begann als Republiken, die entschieden keine Demokratien sein wollten, wie zum Beispiel die Vereinigten Staaten von Amerika in ihrer Anfangszeit, oder sie begann mit Revolutionen und Gemetzel wie in Frankreich, mit der mörderischen Beseitigung alter und neuer Führer, mit dem Rückfall in alte Regierungsformen oder Diktaturen, wie dies in weiteren europäischen Ländern geschah.


In unserer Zeit macht sich über die Demokratie nach einer Nachkriegs-Episode scheinbarer Stabilität in den westlichen Ländern eine zunehmende Unruhe und Unsicherheit breit, die sich in einer Reihe kritischer Veröffentlichungen von Politologen wie A.C. Grayling ausdrückt, wonach dieses politische System reparaturbedürftig oder insgesamt abgesagt sei: so schreibt Grayling in seinem Buch „Democracy and its Crisis“, dass „zwei ihrer führenden Beispiele in der heutigen Welt, die Vereinigten Staaten und das Vereinigte Königreich, die repräsentative Demokratie mutwillig verfallen ließen. Beachten Sie diese Worte: Absichtlich verfallen ließen … durch eine Kombination von Ursachen, allesamt vorsätzlich”.*11 J. Brennan nennt Demokratie “ein fehlerhaftes Instrument”,*3 und Y. Mounk 4 meint, dass die Wahl von Donald Trump “die signifikanteste Manifestation der Krise der Demokratie” sei. Mehrere weitere Autoren rezenter Publikationen haben ihren Abgesang an die Demokratie in die Titel ihrer Bücher geschrieben – ich habe sie auf S. 202 zusammengestellt. Wohl als Spiegel dieses Aspekts von Zeitgeist lautet der Untertitel der amerikanischen Zeitschrift „The Washington Post“: „Democracy Dies in Darkness“ [Die Demokratie stirbt im Dunkel].435


Keiner dieser Autoren hat jedoch zur tiefreichendsten Ursache des Dilemmas Stellung bezogen: nämlich die zunehmende Diskrepanz zwischen den politphilosophischen Ideologien einerseits und den Gegebenheiten der menschlichen Natur andererseits, und zwar sowohl des Individuums an sich wie auch dessen Verhalten in Gruppen und Massen. Dieser „Faktor Mensch“ wurde in den letzten 120 Jahren biologischer, human-ethologischer, psychologischer und soziologischer Forschung intensiv untersucht. Die grundlegenden Tatsachen wurden jedoch von der Politik weitgehend ignoriert – außer zum Zweck ihrer Ausnutzung für eigene Interessen. Aus diesem Grund habe ich diese Erkenntnisse zu einem Kernthema in diesem Buch gemacht. Dazu zählen evolutionäre Faktoren unseres individuellen Verhaltens, aber auch Seilschaftsdenken und Massenphänomene ebenso wie deren politischer Missbrauch: „Populismus“ ist hierfür ein merkwürdig berührendes Beispiel.


Ich werde zeigen, dass die gegenwärtige Form von Demokratie nachgerade auf widersprüchlichen Regeln und Einrichtungen aufgebaut ist – ich nenne sie „a priori“-Schwächen. Zusammen mit den Paradoxien, auf denen sie basieren, gewährleisten sie den frühen Verfall und das Verschwinden der Demokratie im Chaos, wenn keine Veränderung gelingt.


Die gefährlichste Entwicklung besteht jedoch in der zunehmend verzweifelten und zunehmend populistischen Aggression der Neo-Liberalen gegen ihre abtrünnigen Mitbürger, indem sie selbst zu Populisten werden anstatt nach gemeinsamen Interessen und dem Verständnis der Ängste der Leute zu suchen.


Ich habe keine 10 Jahre mit dem Schreiben dieses Buches verbracht wie John Keane5, und gewiss nicht jene 35 Jahre, die von Nahum Capen berichtet werden6, aber ich habe mich zeitlebens mit der menschlichen Natur, ihrer Physiologie, Pathologie und Psychologie befasst, und ich habe die letzten 3 Jahre mit dem Studium dieser politischen Belange und ihrer Geschichte verbracht.


Ein tieferer Blick in die grundlegenden Ideen, Hypothesen und Ideologien über Demokratie ergab eine alarmierend große Zahl weiterer Schwächen und Widersprüche, mit denen sie geschlagen ist. Da diese die gegenwärtige Unzufriedenheit über die mangelnde Funktionsfähigkeit der westlichen politischen Systeme mit ihren Demokratien erklären, habe ich sie zu einem weiteren Schwerpunkt in der Diskussion der gegenwärtigen Situation gemacht. Außerdem war deren Analyse entscheidend für die Arbeit am dritten Kapitel, welches eine Besprechung der verschiedenen Vorschläge zur Verbesserung der politischen Gegebenheiten beinhaltet, soweit sie sich aus dem Vergleich von wissenschaftlichem und philosophischem Wissen ergibt. Ich hoffe, dass dieser abschließende Teil der interessanteste und herausforderndste geworden ist.


Meine hauptsächliche Motivation für diese Arbeit war jedoch mein Gefühl, immer näher an den Rand eines Strudels zu geraten, der immer mehr Länder mit einbezieht, deren einige ich in ihrer Tagespolitik mitverfolge. Dieses Gefühl hat mich anfänglich gedrängt, meiner Verantwortung gegenüber unseren Nachkommen mit dieser Publikation noch rechtzeitig nachzukommen. Der Takt der Abfolge von Ereignissen wird jedoch in einem Maße beschleunigt, dass die geschriebenen Worte unter der Hand zu Wirklichkeiten werden und immer neue Ergänzungen am Text erfordern, während man zunehmend in einen bedrohlich dunklen Bereich gezogen wird. Die Tagespolitik der letzten Wochen und Monate zeigt, und zwar die Hektik, die Hysterie in manchen Regionen ebenso wie die besorgniserregende Stille in anderen:


Die Zeit drängt.


Bedenke ich Verhalten und Reaktionen der Akteure, der Menschen, die in der Politik und in den Medien tätig sind, dann muss ich mich angesichts meines Textes fragen: wen spreche ich eigentlich an, wenn ich gleichzeitig die Politiker, ihre Parteien und ihre Strategien kritisiere, aber von der dringenden Notwendigkeit spreche, dass die Politik geändert wird? Es ist eine Auflösung der Quadratur des Kreises in den Köpfen von uns Allen, liebe Leserinnen und Leser, die gelingen müsste, wollten wir eine friedliche Veränderung erzielen, entschlossen aber geduldig, bedacht darauf, dass Alle, und ich meine tatsächlich Alle, mitmachen. Es ist ein Aufruf zur Besinnung an unser aller Lage und deren Ursachen. Alle Bürger jedes Landes, dessen demokratisches System zu zerbrechen droht, sind aufgerufen ebenso wie alle in ihren Institutionen Tätigen: es geht um ein Umdenken mit dem Blick auf eine entscheidende Gegebenheit: ein demokratischer Staat existiert nur in dem Maße und Umfang, in welchem seine Bürger etwas dazu beitragen. Nur dieser Beitrag erhält diesen Staat am Leben. Es ist an der Zeit, jetzt mehr an dessen Überleben zu denken als an den eigenen Wohlstand und das eigene Fortkommen. Die heutige Form von Demokratie ist deshalb am Absterben, weil sie ausgehungert und ausgehöhlt wurde, weil zu Viele von uns sich zu viel davon für sich alleine genommen und zu wenig dazu beigetragen haben. Nur ein Umdenken in uns Allen kann die drohende unkontrollierte politische Veränderung unserer Länder verhindern: es besteht darin, nicht vorwiegend oder gar ausschließlich von den eigenen Interessen auszugehen, sondern die der Anderen in gleicher Weise mit zu berücksichtigen.


„Gleiches Recht für Alle“ ist eine sehr vereinfachende Abkürzung, die aber in einem zweiten Gedanken zur entscheidenden Verhaltensänderung führen kann: denn „gleiches Recht“ bedeutet gleichzeitig „gleiche Pflichten“. Nichts in der Welt geordneten gesellschaftlichen Lebens geschieht von selbst, alles muss getan werden. Die erste und wichtigste Tat zur Rettung der Lage ist daher, Rücksicht auf die Anderen im Staat zu nehmen, zu bedenken, dass Alle Interessen haben, und zwar derart viele und einander im Weg stehende Interessen, dass daran unser Aller Lebensraum, der Staat und die Umwelt, in der er steht, kaputt zu gehen drohen, und zwar bald. Die Geschichte zeigt, dass wir einen großen Fehler machen, wenn wir weitermachen wie bisher im einlullenden Gedanken, es sei ja im Großen und Ganzen ohnehin alles wie immer: die ganz gravierenden Veränderungen im Gesellschaftssystem passieren fast immer explosionsartig - uns Allen ist klar, dass jegliche Einsicht zu spät kommt, wenn diese Explosion einsetzt.


Dieser Aufruf gilt selbstverständlich auch den professionellen Akteuren in Politik und Medien, die ja ebenso Bürger sind wie alle anderen. Der Aufruf kann für sie nur bedeuten, Parteieninteressen hintanzustellen und sich auf das Gemeinwohl als erste Pflicht zu konzentrieren, sogar, auf die Verwirklichung von Karrierechancen zu verzichten, zurückzustehen. Der Aufruf bedeutet aber auch, die unwürdigen gegenseitigen Beschuldigungen zu beenden, das gegenseitige Dämonisieren, stattdessen besonnen gemeinsam zu beraten, wie die Lage im Interesse Aller verbessert werden kann. Nicht gegenseitiges Verteufeln und Ausschließen, Verdächtigen und Inkriminieren schafft Frieden, sondern der Austausch von Vorstellungen und Ideen und deren gemeinsames Einordnen in den Rahmen des Gemeinwohls und der überhaupt bestehenden Möglichkeiten. Dieser Teil des Aufrufs gilt in gleicher Weise für die Medien, die zweifellos durch übersteigertes Deuten auf Ereignisse die Lage aufheizen, anstatt selbst zur Besonnenheit Aller im Interesse des Gemeinwohls zu wirken. Wem von Ihnen meine Worte zu hart klingen und mir den Vorwurf einbringen, ich selbst handelte mit meinen Worten nicht im Sinne jener in der Einleitung, möge bitte das Zitat von François de la Rochefoucauld (s. S. vii) auf sich beziehen und mir verzeihen.


Was für den eigenen Staat gilt, trifft in gleicher Weise für die “globalisierte“ Welt zu: so wie der Versuch schiefläuft, innerhalb des Staates nur den privaten Interessen zu leben und rücksichtslos alle Möglichkeiten dafür zu nutzen, die sich bieten, so können wir in naher Zukunft auch nicht mehr in Frieden leben, wenn wir uns um die Anderen dort, in den anderen Staaten nicht, in gleicher Weise kümmern, wie es innerhalb des eigenen Landes notfallartig erforderlich geworden ist. Dazu müssen wir Alle unsere privaten Wünsche zurückstecken, uns auf einen vernünftigeren privaten Aufwand reduzieren und zum Aufbau eines lebbaren Lebensraumes in anderen Ländern beitragen, die derzeit in einem katastrophalen Zustand sind und die Menschen von dort weg und in die gemäßigten Zonen treibt. Leider ist aber unsere Geschichte von Ausbeutung und Missachtung in vielen dieser Länder, die früher die Kolonien Europas waren, so lange und derart weit gediehen, dass wir erst Vertrauen aufbauen müssen, bevor wir dort unsere wohlgemeinte Hilfestellung überhaupt anbringen können. An dieser Stelle schließt sich ein Kreis zwischen dem Thema über unsere Pflichten im eigenen Land und denen dem Rest der Welt gegenüber: wir müssen selbst wieder glaubens- und vertrauenswürdig werden und dies durch unser Handeln bezeugen. Damit können wir uns und einander als gleichwertige Menschen der ganzen Welt ein Leben in Würde schaffen.


Die Länge des Textes bestätigt eine Gabe, die mir von wohlmeinenden Kritikern wiederholt vorgehalten worden ist: ich sei kein Meister der knappen klaren Worte und würde meine Kernbotschaften gut im Text zu verstecken wissen. Ich selbst gebe diesmal meinen Anmerkungen die Schuld daran; manches an Kernbotschaften ist in der Tat dort verborgen – damit befände ich mich einerseits in der guten Gesellschaft von Machiavelli; andererseits sind manche Anmerkungen in der Tat ein Versteck für liebgewordene Formulierungen. Vor allem entschuldige ich mich jedoch mit der Komplexität des Themas, und hoffe auf die Nachsicht und Geduld meiner Leser.




Einleitung




“... die beste Einstellung für den Leser wäre es, von Anbeginn an keine der hier präsentierten Maxime direkt auf sich persönlich zu beziehen und anzunehmen, dass er die einzige Ausnahme sei, obwohl sie als allgemein gültig erscheinen. Danach garantiere ich Ihnen, dass er [bzw. sie] unter den ersten sein wird, die ihnen zustimmen und daran glauben, dass sie der Menschheit zur Ehre gereichen werden”.* 7


François de la Rochefoucauld





Demokratie betrifft Sie, und mich, uns alle auf Erden; für die Mehrzahl der Menschen in der westlichen Welt eine Selbstverständlichkeit, selbstverständlich – oder etwa doch nicht? Nicht mehr? Vielleicht zu selbstverständlich geworden?


Demokratie, diese Idee, die Ideologie von Selbstverwaltung durch uns selbst, das Volk, oder zumindest “die Vielen” – auf den zweiten Blick entpuppt sich Demokratie als ein politisches Unterfangen auf dem mysteriösen Boden von “Gemeinschaftlichkeit” in Menschenmassen, auch dem Konflikt zwischen Gruppen, dem Klassenkampf, also von sozialen Phänomenen, die unabhängig von politischen Systemen den gleichzeitigen Traum von Freiheit und von Zugehörigkeit jedes Einzelnen von uns verkörpern. Ein Reisender zwischen den Welten im 19. Jahrhundert, der Leute in Europa, Afrika und Asien studierte, beschrieb diese Eigentümlichkeiten von Menschentum in Gruppen auf eindrucksvolle Weise: Gustave LeBon. Als Arzt vertraut mit den biologischen Gegebenheiten des Menschen, sog er das allererste Wissen über Evolution, Anthropologie, Psychologie und Soziologie auf, um es sodann mit seiner eigenen Interpretation menschlichen Gruppenverhaltens zu verbinden. Während ihn die akademische Welt weitgehend ignorierte, beeinflussten seine Schlussfolgerungen viele Politiker, welche die Geschichte der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts weitgehend bestimmen sollten, wie Lenin, Hitler und Mussolini, aber auch Roosevelt. In seinen späten Jahren erlebte Gustave LeBon, dass Männer wie Henri Bergson und Sigmund Freud auf sein Werk Bezug nahmen, ebenso wie Émile Durkheim, einer der Begründer der Soziologie1: Gustave LeBon beschrieb 1895 in seinem Werk “Psychologie des foules” (Die Psychologie der Massen)2 den Effekt jenes Bildes, den ein Wort in unserem Geist hervorruft, eine Vorstellung, die für die öffentliche Meinung eines jeweiligen Zeitalters eine spezielle Bedeutung hat. Eines jener Worte ist in unseren Tagen zweifellos „Demokratie“: ausgesprochen in einem fordernden Ton, entsprechend der gegebenen politischen Korrektheit, versieht die Stimme es aber auch bereits mit einer leicht ängstlichen Schwingung. Dennoch wird eine kritische Bemerkung über Demokratie heute noch immer nahe asozialem, suspektem, wahrscheinlich sehr weit rechts angesiedeltem, wenn nicht sogar gleich rechtsextremem Denken zugeordnet. Kritik an Demokratie ist eben nichts, was die Mehrheit in der westlichen Welt heute hören will. Vertreter des westlichen Universalismus belehren weiterhin den Rest der Welt und hören nicht auf die Anderen – nach meiner Ansicht eine bedenkliche Situation: aber wer ist hier im Recht und wer im Unrecht? Allem voran muss man eingestehen, dass Intoleranz gegenüber Kritik einem der wichtigen Axiome der Demokratie zuwiderläuft. Deshalb meine ich, dass die heutige Form von Demokratie in Gefahr ist, sicher jedoch keineswegs ein sicherer Hort, nicht einmal vollkommen verstanden in seiner eigentlichen Bedeutung, nicht einmal in Europa, wie auch LeBon mit seiner Bemerkung feststellt: “Bei den lateinischen Völkern bedeutet das Wort Demokratie vor allem die Auslöschung des Willens und der Tatkraft des einzelnen vor dem Staat. ... Bei den Angelsachsen, namentlich bei den Amerikanern, bedeutet dasselbe Wort im Gegenteil die angespannteste Entfaltung des Willens und der Persönlichkeit, das möglichste Zurücktreten des Staates, den man mit Ausnahme der Polizei, des Heeres und der diplomatischen Beziehungen nichts leiten läßt“. 8, N3


Demnach hat es den Anschein, dass die jeweilige Form von Demokratie auch ein Ausdruck des Charakters und Temperaments eines Volkes ist. Jedoch: erzeugt Demokratie selbst schon einen besseren Menschen, eine bessere Gesellschaft, ein besseres Leben, oder leitet sie lediglich die Völker durch ihren Liberalismus über Libertinismus und Hedonismus in Dekadenz und Verfall? Wenn das erstere zutrifft, wie manche Politologen meinen, warum haben wir dann mit einer derartigen Vielzahl von Systemmängeln zu schaffen?


In diesem Buch werde ich anhand einer Vielzahl von Beispielen zeigen, dass Demokratie in mehrfacher Weise einem Widerspruch in sich selbst gleichkommt und ganze Länder zu spalten beginnt, wie dies in unseren Tagen in Ländern vorgeführt wird wie Spanien, Tschechien, Polen, auch in allen anderen europäischen Ländern wie Deutschland, Frankreich, Italien, Holland, Österreich, in der Türkei, aber auch in USA und Großbritannien.


Daraus resultiert die Frage: sind die heutigen Einrichtungen der Demokratie ausreichend, um diese Herausforderungen zu bewältigen? Viele vergessen bei der Erörterung der Verlässlichkeit und Zukunftsfähigkeit N4 von Demokratie, dass dieses System aus der Sicht unseres heutigen Verständnisses davon erst seit wenigen Jahrzehnten besteht. Ungeachtet dessen entwickeln politische Parteien in den westlichen Ländern schon jetzt einerseits eine zunehmende Abgrenzung voneinander, andererseits aber auch eine undefinierte Unsicherheit über das derzeitige politische Konstrukt. Im Gegensatz dazu sagt man, dass immer mehr Länder weltweit zur Demokratie tendieren. Werden die Einen ihrer Freiheit müde, desinteressiert und selbstzufrieden, während die Anderen nach diesem Traum von Freiheit streben?


Was genau erwarten denn die heutigen Menschen von der Demokratie?


Demokratische Systeme brüsten sich mit der „Gewaltenteilung“, sind sich jedoch ihres fehlenden Gewahrseins von deren tatsächlichem Wert gar nicht bewusst, oder jedenfalls nicht mutig genug, sich die ursprüngliche Zielsetzung einzugestehen: es gibt nämlich keinen Grund stolz zu sein auf die Tatsache, dass Menschen dazu neigen, einander derart auszubeuten, dass es zwingend vorbeugender Maßnahmen wie der „Gewaltenteilung“ bedarf; andererseits gibt es auch keinen Grund, sich des Erbes unserer Verhaltenseigenschaften aus der Evolution zu schämen, für das wir von vornherein nicht verantwortlich sind. Ist diese „Gewaltenteilung“ überhaupt ausreichend effektiv?


Politische Ideologien zielen vorwiegend darauf, einige menschliche Eigenschaften zu verdammen und dafür einen idealisierten, durch Regeln zurechtgehämmerten Menschen zu schaffen. Aber schufen sie tatsächlich einen besseren Menschen, ein besseres Leben? Keine Ideologie der Welt, nicht einmal die Demokratie – und ich werde zeigen - vor allem nicht die Demokratie – verbesserte die menschlichen Lebensbedingungen, heute nicht und auch nicht im Griechenland der Antike. Denn der heutige Wohlstand basiert auf Errungenschaften von Wissenschaft und Technologie, nicht der Politik – ausgenommen vielleicht den Umstand, dass Staatsverschuldung, die Quelle eines künstlichen Wohlstands, ein Ergebnis von Politik ist. Demokratie ist demnach abhängig von einem gewissen Wohlstandsniveau, das sie nicht selbst geschaffen hat. Während absolutistische Regierungen den Gehorsamen Sicherheit bieten, läuft die Demokratie Gefahr, Chaos zu verursachen, dem lediglich die archaische Sozialordnung entgegenarbeitet, jedenfalls so lange die Demokratie überlebt.N5


Nicht-staatliche Organisationen (Non-Governmental Organizations - NGOs) sind eines der charakteristischen Beispiele für die chaotische missionarische Tätigkeit demokratischer Systeme: NGOs, geschaffen in gutem Willen, werden in einem System tätig, das für sich beansprucht, von den Menschen für die Menschen eingeführt worden zu sein: wäre ein solches System erfolgreich, wozu bedürfte es dann weiterer, ergänzender und manchmal sogar konkurrierender und gegeneinander arbeitender Einrichtungen? Zwar wissen wir alle, dass es politisch korrekt ist, Wohltätigkeitseinrichtungen zu lobpreisen, nicht aber zu kritisieren – aber hier richtet sich die Kritik gar nicht gegen NGOs sondern gegen die Demokratie, die eingesteht, dass es zusätzlicher Einrichtungen bedarf, um die Insuffizienzen der „Regierung durch das Volk für das Volk“ zu kompensieren. Politiker demokratischer Länder wie Großbritannien verkünden stolz und lauthals, dass kein einziger Bürger alleingelassen werde, nur um sodann weiter wie bisher 5-10% ihrer Bevölkerung in absoluter und weitere 10% in relativer Armut und Elend zurückzulassen.9, 10


Eine beunruhigende Brise lässt die Menschen in ihrer schützenden Dunstglocke des Wohlstands erschauern. Die Leute beginnen sich zum Schutz um neue Rufer zu scharen, die ihnen bestätigen, was sie schon aus ihren Träumen, Tagträumen und Gemütszuständen wissen. Ist das ein Erwachen, oder ist es nur ein dumpfes Zusammenrotten der Verlorenen?


Als Kind des unmittelbaren Nachkriegs-Europa, aufgewachsen in österreichischer, französischer und englischer Erziehung,N6 nahm ich wenig Notiz von dem Phänomen „Demokratie“, oder den Vereinten Nationen. Sie erschienen vielmehr als die selbstverständliche Basis des alltäglichen Lebens, immer schon dagewesene Bühne für die aufregenden politischen Ereignisse, dargestellt von einzelnen, herausragenden Persönlichkeiten wie dem Schah von Persien, der Königin des Britischen Empire, dem würdig einherschreitenden und sprechenden Präsidenten de Gaulle, einem aufbrausenden Nikita Chruschtschow oder einem beflügelnd-begeisternden John F. Kennedy. Es gab zwar immer irgendwo Krieg, jedoch nur in fernen Traumländern. Die Wiederauferstehung Europas war nur kurz unterbrochen von Jugendprotesten, die in den Ereignissen der 68er gipfelten – einige berichten, dass unsere juvenile Begeisterung für soziale Gerechtigkeit wahrscheinlich durch sowjet-kommunistische undercover-Aktivität verstärkt wurde, die bereits in den 1950ern begann. Der Kalte Krieg mit seiner atomaren Bedrohung, und erste ökologische Bedenken, hielten sich im Hintergrund der Aufmerksamkeit im Alltag der rasch voranschreitenden Technokratie. Kritik beschränkte sich auf Machenschaften der politischen Mittelklasse, betraf nie die Helden der Ära. Aber das politische System selbst, die Demokratie, wurde niemals in Frage gestellt. Vielmehr schien sie, kaum jemals direkt erwähnt, derart selbstverständlich unersetzlich, dass die Leute nicht einmal an ihre Existenz dachten.


Die Lage hat sich nun innerhalb weniger Jahre verändert.


Das Wort „Erneuerung“ trat in vielen Wahlkampf-Reden in den USA, in Großbritannien und in Ländern des europäischen Kontinents in den Mittelpunkt. Politiker einiger Parteien der Mitte wurden auf die Unzufriedenheit der Menschen aufmerksam, auf ihre Sorgen, ihre Unsicherheit und Unruhe, die sich auszubreiten begann – und den Parteien der „Populisten“ Zustrom verliehen. Dafür scheinen zwei Faktoren verantwortlich zu sein: Erosion, Unterwanderung und Aushöhlung von innen, und ein Gefühl der Bedrohung von außen.


In diese Entwicklung mischt sich ein – zumeist unbewusstes – Gefühl der Absurdität, das den Menschen die Orientierung nimmt: sie sehen sich verwickelt in eine Konfrontation von Patriotismus gegenüber Nationalismus, auch von einer Art Populismus innerhalb der Demokratie selbst, jener Selbstregierung des Volkes, die als politisch korrekt gilt in seiner populistischen Abwehr des „offiziell anerkannten“ Populismus, jenes, den die Parteien der Mitte und der Linken an ihren Gegnern der Rechten verteufeln. Verwirrung breitet sich aus und regt zu Fragen an: wie können wir Menschen uns vor selbstschädigendem Irrglauben bewahren? Wie können wir evidenzbasierte Entscheidungsmechanismen ohne parteipolitisches Geplänkel bewerkstelligen und uns gleichzeitig vor dem Machtmissbrauch derer schützen, die für uns an der Basis für diese Evidenz arbeiten?


Alle diese fundamentalen Fragen wurden schon gestellt, die Antworten füllen ganze Bibliotheken und Massengräber von Millionen Opfern. Aber vor allem: jede Ära, jede Generation, jede Kultur benötigt ihre eigene Orientierung. Ich greife daher diese Herausforderung dort auf, wo der österreichisch-britische Philosoph Sir Karl Popper sie damals vor 80 Jahren formulierte: “Große Männer machen große Fehler; … einige der größten Führer in der Vergangenheit unterstützten den immer wiederkehrenden Ansturm auf Freiheit und Vernunft. Ihr Einfluss ... führt weiterhin jene in die Irre, von deren Verteidigung die Zivilisation abhängt, und trennt sie weiterhin. Für diese tragische und möglicherweise fatale Trennung werden wir selbst verantwortlich, wenn wir zögern, in unserer Kritik dessen deutlich zu sein, was zugegebenermaßen Teil unseres intellektuellen Erbes ist. Durch unser Zögern in dieser Kritik könnten wir dazu beitragen, dass insgesamt alles zerstört wird”.* 1


Wer diese großen Männer auch immer waren oder sind, und was sie auch immer sagten oder sagen, ob in der Politik, in der Philosophie oder in der Wissenschaft: unsere Orientierung liegt in unserer eigenen Verantwortung. Kritisches Argumentieren mit der Vorgabe der Fairness befähigt uns, solche Irrtümer aufzudecken und den nächsten vernünftigen Schritt auszuforschen, wieder im Sinne von Popper’s Vorschlag, “… die Prinzipien demokratischer gesellschaftlicher Rekonstruktion, die Prinzipien dessen, was ich als „schrittweises gesellschaftliches Engineering“ bezeichnen möchte im Gegensatz zu „utopischem Sozial-Engineering”.* 1 Und wiederum im Sinne von Poppers Entscheidung kam ich zu dem Entschluss, erneut am Beginn unserer schriftlich dokumentierten Kulturgeschichte anzusetzen, um den Mythos der Demokratie zu entzaubern, ihre hässliche Seite zu zeigen, die Gefahr ihrer Kurzlebigkeit und ihre Anfälligkeit für Selbstzerstörung. Im Gegensatz zum Jahr 1939, als Popper an seinem Buch „Die Offene Gesellschaft und ihre Feinde“ zu schreiben begann - in Neuseeland fern ab von den Ereignissen des Zweiten Weltkrieges - im Gegensatz dazu also besteht die Gefahr heute – noch nicht in einer autokratischen Beherrschung (und ich meine damit die westlichen Demokratien, nicht die gesamte Welt), jedoch in einer Kombination von Faktoren: Ausbeutung des Gemeinwohls durch unbegrenzten Kapitalismus, Vernachlässigung und Abbau des Sozialen durch Individualismus und Isolationismus, eine Mischung von Vorgängen, die Gesellschaften von innen heraus zerstört und Autokraten nachgerade hereinbittet.


Eine der Fragen wird sein, ob man für ein Überleben der modernen Demokratie tatsächlich „die Logik davon verstehen“ 11 muss, oder ob man nicht besser entsprechend meinem Vorschlag die entwicklungsgeschichtlichen Verhaltensmuster von uns Menschen einbeziehen sollte. Denn die Ideologie, auf der die Demokratie mit all ihren inhärenten Widersprüchlichkeiten basiert, ist für ein dauerhaftes Sozialsystem nicht haltbar, besonders nicht auf der Basis ihrer Werte, die im Wesentlichen aus dem Versprechen bestehen, Wohlstand und vor allem Freiheit für Alle zu gewährleisten.N7


Vielleicht ist die Demokratie tatsächlich zum Scheitern verurteilt, solange ihre Jünger glauben, dass man „die Logik davon verstehen“ müsse, anstatt zu versuchen, uns Menschen als Individuen und als Teil einer Menge zu verstehen und ein politisches System diesen biologischen und psychologischen Gegebenheiten anzupassen. „Der Wille des Volkes“ ist einer jener Ausdrücke, der die Politik in eine völlig irrationale Schattenwelt führt N8 und damit Demokratie von vornherein der Selbstzerstörung aussetzt. Bevor also irgendein System verbessert werden kann, sei es in der Ökonomie, der Wissenschaft oder der Politik, müssen dessen Schwachstellen und Unzulänglichkeiten identifiziert werden: im Laufe der 2500-jährigen Geschichte einer Konzeption von Demokratie hat es entmutigende Kritik ebenso wie eine Reihe idealistischer und realistischer Ansätze gegeben. In den 70 Jahren des Bestehens moderner westlicher liberaler Demokratie mit allgemeinem Wahlrecht hat sich die Sozialstruktur nicht in dem versprochenen und daher theoretisch zu erwartenden Umfang geändert. Vielmehr erscheint die Gesellschaft aus den folgenden drei Perspektiven weitgehend unverändert: 1- Zum Unterschied von den meisten vorangegangenen Monarchien repräsentiert nunmehr der Geldadel die wenigen Reichen – damals die Aristokraten – als Gegenpol zur Masse der Bevölkerung. 2- In jeglicher Diskussionsrunde von Demokraten fallen Entscheidungen nicht auf der Basis rationaler Argumente sondern entsprechend der archaischen hierarchischen Sozialstruktur von Führern und Untergebenen. 3- Menschen beuten aus, was sich an Möglichkeiten bietet, ungeachtet drohender Konsequenzen. Umgeben von Warnsignalen verlassen wir uns weiterhin selbstzufrieden auf das vage Gefühl, welches dem irreführend beruhigenden Glauben daran entströmt, Demokratie “zu haben“. Die nach wie vor immer weiter sich öffnende soziale Schere (“social divide“), und zusätzlich die Massenmigration in einer globalisierten Welt, beschleunigen die Destabilisierung. Ich werde versuchen, in Kapitel II mehr Licht auf diese Entwicklung zu werfen.


Es zeichnet sich jedoch ein Weg aus diesem Dilemma ab, zwischen einer politischen Ideologie von oben herab, die einen präexistierenden „Soll-Menschen“ verlangt, und dem tatsächlichen „Faktor Mensch“: ich werde mich damit in Kapitel III auseinandersetzen.


Dieses Buch ist keineswegs als ein Plädoyer gegen Demokratie gemeint, wie ich mit dem Zitat zur Einleitung deutlich zu machen versuchte – ganz im Gegenteil: es ist vor allem gedacht als eine Warnung davor, „Freiheit“ wissentlich falsch als Lizenz zum Libertinismus und zur persönlichen Befreiung von sozialer Verantwortung zu interpretieren. Ich erachte auch kein anderes, früheres oder gegenwärtiges, politisches System als der Demokratie überlegen, aber ich sehe die Gefahr für die heutige westliche Gesellschaft, sich selbst zu zerstören, anstatt ihre angestammten Fähigkeiten zur Einführung von Verbesserungen zu nutzen. Dieses Buch ist also als ein Plädoyer für eine bessere Demokratie gedacht, als Aufforderung, sie endlich wirklich zum Funktionieren zu bringen, bevor sie für viele künftige Generationen endgültig verloren ist. In diesem Bemühen treffe ich mich mit Herbert Marcuse; was den Weg dorthin angeht, kann ich mich allerdings seinen radikalen Lösungsversuchen nicht anschließen und bleibe beim zuvor erwähnten Ansatz von Karl Popper – ich komme darauf wiederholt zurück.


Dieser ohne Bewusstheit ablaufende soziale Prozess als Begründung für den politischen Prozess wird von den geisteswissenschaftlich interessierten Politologen und Soziologen seit einem halben Jahrhundert kommentiert und mit - ismen der verschiedensten Schattierungen von “Postmoderne“ kategorisiert. Der deutsche Politikwissenschaftler Ulrich Menzel verfasste darüber um die Jahrtausendwende eine Zusammenfassung mit dem Titel “Globalisierung versus Fragmentierung“.22 Darin konnte naturgemäß die gleichzeitige Durchleuchtung dieser zeitgeschichtlichen kulturellen Evolution aus der Sicht biologischer, oder genauer gesagt human-ethologischer, Erkenntnisse nicht vorkommen, - wiederum als treffender Spiegel der gesamten Szene geisteswissenschaftlicher Begleitung des sozialpolitischen Geschehens. Daher mussten auch die beiden Phänomene, “Globalisierung“ und “Fragmentierung“, als nachgerade gegensätzliche Bewegungen in einer Hilflosigkeit einander gegenüber stehen bleiben. Erst die Betrachtung aus biologischer Sicht ermöglicht wie selbstverständlich die Erkenntnis der notwendigen Gleichzeitigkeit beider Abläufe: dass nämlich die Ambivalenz der Xenophobie beides in sich birgt, zu beider Verwirklichung drängt: einerseits zum nachbarschaftlichen Austausch voll der Neugier, aber auch der Gier an sich, andererseits zur Abgrenzung des Eigenen, der Abwehr bedrohlicher Nähe. Ich biete mit meinem Beitrag die Beschreibung eines Brückenkopfes in eine mögliche Zukunft von Menschsein an. Er beginnt mit der Anerkennung der eigenen, der Evolution entwachsenden Kreatürlichkeit, verbindet diese aber mit dem aus der Erkenntnis der Erkenntnisfähigkeit sich zeigenden Auftrag, Methoden zur Zivilisierung dieser Kreatürlichkeit im Sinne eines reziproken Altruismus zu entwickeln. Es erscheint dies als der einzige Ausweg, den die Evolution ihren Lebewesen, den Trägern der Genstraßen, bislang für uns erkennbar gemacht hat, um ihrer eigenen Falle, dem Überlebenwollen auf Kosten der Anderen, zu entkommen. Der Ausdruck eines in die Tat umgesetzten Erkannthabens dieses Ausweges auf der gemeinschaftlichen Ebene wäre eine Demokratie von Demokratien auf der Basis dieses reziproken Altruismus. Davon erzählt dieses Buch.


Wenn Ihnen die Geschichte der Demokratie ohnehin geläufig ist oder Ihnen aus der heutigen Perspektive als irrelevant erscheint, und wenn Sie sich nicht auch noch eine weitere Interpretation der heutigen Situation nahebringen lassen wollen, können Sie gerne sogleich zum dritten Kapitel vorblättern um zu sehen, was es mit meinem Plädoyer denn tatsächlich auf sich hat, das es wert machte, noch ein weiteres Buch zum Thema zu präsentieren, worin also die neuen Vorschläge für künftige Schritte bestehen sollen. Ich versuchte, dort gegenwärtige Meinungen anderer Autoren zusammenzufassen und zu diskutieren und schließlich mit meinen eigenen Vorstellungen zu vergleichen: ich gehe dabei ziemlich eindeutig über die Grenzen des derzeitigen Verständnisses von Demokratie hinaus, zum Beispiel mit Bezug auf Wahlen und Entscheidungsprozesse. Die Frage wird also letztlich sein, ob künftige Generationen ein derart geändertes System noch immer als Demokratie bezeichnen wollen werden, vor allem, weil sie unser derzeitiges Verhalten ohnehin verabscheuen und verlachen könnten.





1 neben Max Weber, Karl Marx und Karl Mannheim.


2 Sein erstes Buch über dieses Thema, “L’homme et les sociétés” (Mensch und Gesellschaft), erschien im Jahr 1881.




Kapitel I


Fragen zur Definition


Antworten aus der Geschichte




Was ist Demokratie – und ist es überhaupt eine?







 “Nehmen wir den Begriff in seiner strikten Bedeutung, dann hat es nie eine wirkliche Demokratie gegeben, noch wird es je eine geben.” *


Jean-Jacques Rousseau 12





Bevor ich mit Ihnen nun den breit ausgetretenen Pfad der Geschichte betrete, wollte ich Ihnen vorab noch einen Blick auf das Wirrwarr von Fragen, Meinungen und Zweifeln zumuten, das am Beginn und entlang eines Großteils des Weges durch unsere eigenen Gedanken wie auch die Überzeugungen anderer steht. Dabei hoffe ich vor allem, Ihre Zweifel anzuregen, Ihre Überzeugungen durcheinander zu bringen und Ihren Geist für Veränderung zu öffnen.


 In Übereinstimmung mit Popper’s Zitat in meinem Vorwort beabsichtige ich hier keine pauschale feindselige Kritik an Demokraten oder Demokratie an sich, sondern will auf dem guten Willen der Akteure und dem Versprechen der Idee aufbauen, wenn ich Vorschläge zur Heilung bestehender Mängel diskutiere. Dazu muss man allerdings vorausschicken, dass die Frage, was denn Demokratie überhaupt sei und was genau es ist, das sie von anderen Regierungsformen unterscheidet, über die Jahrhunderte Gegenstand erheblicher Debatten geblieben ist. Damit habe ich sie zwar bereits als eine Form von Regierung definiert. Dennoch bleibt weitgehend unklar, was der Begriff „Regierung“ im Fall der Demokratie bedeuten solle. Denn immerhin regiert „das Volk“, der Souverän, also nach der ursprünglichen Vorstellung der Herrscher, in dieser modernen Version von Demokratie gar nicht selbst, sondern delegiert diese Funktion an eine Gruppe von Leuten und lässt sich damit in der heutigen „repräsentativen Demokratie“ regieren. Interessanterweise betrachten manche die Demokratie heute überhaupt nicht mehr als eine politische Angelegenheit, sondern vielmehr einfach als eine Art „way of life“.13


 Bei Betrachtung der historischen Entwicklung sieht man, dass moderne Demokratie nicht als Folge einer rationalen Entscheidung eines Volkes begann, sich von nun an selbst zu regieren; vielmehr entstand sie zunächst als chaotischer und brutaler Ausbruch in Unruhen, Umsturz und Bürgerkrieg.N9


 Selbstverständlich gibt es auch eine einfache Definition, scheinbar klar und eindeutig, bestehend aus Bedingungen für ein Land, das sich als Demokratie bezeichnen will: Regierung durch das Volk, Gewaltenteilung, freie Wahlen, freie Presse, Redefreiheit, Liberalismus, Verfassung mit Berücksichtigung der Menschenrechte. Im wirklichen Leben sind die Dinge wesentlich komplizierter: so zum Beispiel sind die heutigen westlichen Demokratien keineswegs alle gleich; zwei Drittel der Demokratien West-Europas sind konstitutionelle Monarchien (siehe S. →); die Mehrzahl von ihnen erfüllt nur einen Teil der hier bezeichneten Bedingungen. Damit erhebt sich die Frage:


Wo auf der Welt gibt es Demokratie?




 „Im letzten Jahrzehnt ist Demokratie praktisch das einzige politische Modell mit globalem Anspruch geworden, unabhängig von der Kultur. “ * 14





 Kann man dieser Feststellung des Politologen Costa Georghiou tatsächlich Glauben schenken? Während der Autor einerseits Länder und Prozentzahlen auflistet,N10 kommt er letztlich auch selbst zu dem Schluss, dass “… ein Lippenbekenntnis noch nicht notwendigerweise beweist, dass Leute grundlegende demokratische Normen auch tatsächlich annehmen”.* 14, N11 Weltweite Untersuchungen bestätigen, dass über 90% der Menschen Demokratie schätzen und bevorzugen, während sie aber gleichzeitig nach einer starken Führungspersönlichkeit rufen15 – die widersprüchliche Natur der Meinungen könnte also kaum größer sein. Und abseits von Lippenbekenntnissen sieht es nochmal wesentlich anders aus: nach Analysen der EIU (Economist Intelligence Unit)16 leben allemal 4,5% der Weltbevölkerung in vollwertigen Demokratien, mit Kanada, Australien und den Skandinavischen Länder an der Spitze. Deutschland, Großbritannien, Spanien, Österreich und Paraguay stehen als Volldemokratien „zweiter Klasse“ auf der Liste, Länder wie die USA, Indien, Frankreich, Portugal, Italien, Chile, Griechenland, Japan und Südafrika rangieren unter „mangelhaft“ und machen insgesamt 45% aller Länder weltweit aus; 18% der Weltbevölkerung leben in sogenannten Hybrid-Systemen und das restliche Drittel in autoritären Regimen. Demnach leben also 3,3 Milliarden Menschen in autokratischen Staaten. Nach der neuesten EIU-Analyse befindet sich “Demokratie in allen Ländern weltweit im Rückzug”*; außerdem wird gewarnt, dass die “Redefreiheit unter Beschuss” 17 stehe.


Republik oder Demokratie – was ist was?


 Wie auch Machiavelli und die Gründungsväter der USA, der Vereinigten Staaten von Amerika, so beschrieb auch Rousseau, wenn er von „Republik“ sprach, eigentlich wesentliche Züge der Demokratie. Der Unterschied basiert mehr als alle anderen Gründe wohl einfach auf der Verbindung der Begriffe mit Staaten in der Geschichte der Antike, nämlich von „Demokratie“ mit Griechenland und von „Republik“ mit dem Alten Rom in der Zeit zwischen dem Königtum und dem Kaiserreich. Die modernen Demokratien entstanden als Republiken, die allmählich und schrittweise zu Demokratien wurden, demnach also zu demokratischen Republiken. Sie entstanden in erster Linie als Idee der Wiederbelebung der Römischen Republik, also von einer nicht-monarchischen Regierung ohne Erbfolge in der Führung, außerdem in Form einer gewissen Mitbeteiligung des Volkes. So beschrieb es Nicolò Machiavelli über Florenz, John Milton betreffend England und Montesquieu sowie Rousseau für Frankreich. Danach wurde die Idee von den Gründern der Vereinigten Staaten nochmals aufgegriffen. Als der englische Politik-Philosoph Thomas Paine im Jahr 1792 nach Amerika auswanderte, definierte er die Demokratie als “Regierung durch das Volk, des Volkes und für das Volk”.* Aus philosophischer Sicht ist die Sachlage etwas anders: so unterscheidet Kant sehr klar zwischen den beiden Begriffen und bezieht sich dabei auf Montesquieu: „Der Republikanism ist das Staatsprinzip der Absonderung der ausführenden Gewalt (der Regierung) von der gesetzgebenden; der Despotism ist das der eigenmächtigen Vollziehung des Staats von Gesetzen, die er selbst gegeben hat, mithin der öffentliche Wille, sofern er von dem Regenten als sein Privatwille gehandhabt wird. – Unter den drei Staatsformen ist die der Demokratie, im eigentlichen Verstande des Worts, notwendig ein Despotism ...“ 41


 Damit weist Kant gleichzeitig auf eine jener intrinsischen Schwachstellen an der Demokratie hin, die ich in Kapitel II als „a priori“ beschreiben werde.


Was bedeutet es nun heute, „demokratisch“ zu sein?


 Die Diskussion wird hier nicht einfacher: rationalisierende Argumente können nämlich Standpunkte zu einer flüchtigen Angelegenheit werden lassen: eines davon wurde kürzlich damit verdeutlicht, dass zwei Parteien für sich beanspruchen demokratisch zu sein, jedoch einander bezichtigen populistisch und undemokratisch zu sein (so geschehen in Spanien, Österreich, Großbritannien, USA ...). Ein anderes Beispiel bot der damalige britische Brexit-Unterhändler David Davies mit seinen Worten “eine Demokratie ist keine Demokratie mehr, wenn man seine Meinung nicht mehr ändern darf”. Sie wurden von Donald Tusk prompt beantwortet mit einer Zustimmung zu dessen Worten mit dem Hinweis, dass die Briten jederzeit gerne ihre Meinung zur EU ein weiteres Mal ändern und den Brexit abbrechen dürfen, die Herzen der Europäer stünden den Briten nach wie vor offen.


 Und noch ein weiteres Beispiel: die Grenze zwischen “Redefreiheit” und rechtlicher Verfolgung wegen „Volksverhetzung“ wird zunehmend verwischt: Demokratie beginnt hier ihr wahres, ihr hässliches Gesicht zu zeigen, eine Grimasse wie sie ewige Minderheiten aus ihrem Alltag kennen. Dabei handelt es sich wegen seiner Widersprüchlichkeit um das wahre Gesicht, weil der demokratische Liberalismus hier sein eigenes Paradigma bekämpft und damit beweist, dass Demokratie in dieser Form nicht wirklich praktikabel ist: die Mehrheit hält fest, dass sie der Repräsentant der legitimen Demokratie ist, erklärt die Gegenseite zu „Populisten“ und versucht, deren Redefreiheit zu unterbinden.


 Die Partei der US-Democrats definiert sich als sozial-liberal, was erklärt wird als “eine Ideologie, die eine Balance sucht zwischen individueller Freiheit, sozialer Gerechtigkeit und dem Gemeinwohl. So wie der klassische Liberalismus unterstützt auch der soziale Liberalismus eine Marktwirtschaft und eine Ausdehnung sozialer Rechte auf alle Bürger.” * 18 Die Entwicklung der letzten 50 Jahre, aber besonders der jüngsten politischen Ereignisse, wirft schwerwiegende Fragen auf, insbesondere nun, da sich das Ungleichgewicht zu einer Teilung, ja zu einem tiefen Graben zwischen zwei getrennten Hälften der Bevölkerung der USA entwickelt hat – dasselbe geschieht derzeit in einer Reihe weiterer Länder.


Wieviele Demokratien leben zusammen in einer Demokratie?


 Gewiss muss Demokratie als politisches System mangelhaft sein, wenn dessen Werte laut seiner Verfassung keine ausreichende Basis für ein friedliches Zusammenleben in einem Sozialsystem sind, insbesondere, wenn die Gesellschaft obendrein noch durch einen Klassenkonflikt geteilt ist, zerstückelt in eine Vielzahl von Interessensgruppierungen, vertreten durch politische Parteien mit unterschiedlichen Wertesystemen. Demnach ist „das Volk“, erwartungsgemäß vereint in seiner Demokratie, in Wahrheit in einem multipolaren Gruppenkonflikt verfangen, wobei jede politische Partei für sich beansprucht, demokratisch zu sein, und die anderen in populistischer Weise als undemokratisch oder eben als populistisch dämonisiert – eine Quadratur des Kreises. Und es gibt eine Vielzahl weiterer Unzulänglichkeiten zu diskutieren: so zum Beispiel kollidiert das „Recht auf Selbstverwirklichung“ mit dem Wahlsystem und dessen Folge, nämlich der Dominanz, wenn nicht sogar dem Diktat der Mehrheit. Individualismus, Herrschaft der Mehrheit, Religionsfreiheit, Toleranz, Kapitalismus, Gemeinwohl, sie alle stellen Werte dar, die teilweise miteinander im Konflikt stehen oder einander gar widersprechen, soweit sie nicht überhaupt der Paradoxie zum Opfer fallen, sich selbst als demokratisch zu bezeichnen und dies allen anderen absprechen.


Wir als Individuen – und die Demokratie


 Worin also besteht nun die Macht des Einzelnen in der Demokratie? Für die überwiegende Mehrheit von uns geht es um das Wahlrecht – und zwar mehr oder weniger ausschließlich. Die neue Macht aus der Meinungsfreiheit über die sozialen Medien ist derzeit noch eine äußerst unklare Größe.N12 Der Politologe Jason Brennan meint in seinem Buch “Against Democracy”: “Demokratie verleiht nicht Individuen Macht, sondern Gruppen”, und er stellt fest, dass das Wahlrecht nur einen symbolischen Wert repräsentiere und dass “sie in der Regel nicht in der Lage sind uns zu zeigen, dass demokratische Rechte irgendeinen tatsächlichen Wert für uns haben”.* 3 Und schließlich stellt er fest: “Demokratie ... zielt darauf ab, Individuen die Macht zu entziehen und sie auf große Gruppen oder Ansammlungen von Individuen zu übertragen. Demokratie verleiht uns Macht, nicht mir”.* 3 Aber Vorsicht, denn wir als Einzelne haben sehr wohl mehr Bedeutung in der Demokratie als in jedem anderen sozialpolitischen System: nur eben nicht in erster Linie als Wähler, wohl aber als bewusste Individuen mit unseren individuellen Begabungen – und Alle von uns haben spezielle Fähigkeiten, mit denen wir zur Gemeinschaft beitragen können. Die Frage, wie man daraus eine soziale Herausforderung gestalten könnte, mache ich zu einem Kernpunkt in Kapitel III.


Ist “Repräsentative Demokratie” nie eine “echte” Demokratie?


 Wenn Gruppen, Sippen, Gangs, Parteien oder Lobbyisten die Macht innehaben, dann ist Demokratie nichts als eine versteckte Variation von Oligarchie, in der mächtige Gruppen und deren Anführer die Regierungsmacht heimlich ausüben. Und in der Tat geschieht in der Demokratie nichts anderes, als dass natürliche Führungstalente ihre Parteimitglieder davon überzeugen, sie zu ihrem Führer zu wählen, um sich damit in die Lage zu versetzen, die gesamte Bevölkerung in gleicher Weise zu bewegen, sie zu wählen. Danach regieren diese Führer das Land, weitgehend in Übereinstimmung mit der Verfassung, ja, aber dennoch unter Ausnutzung aller verfügbaren Ritzen zwischen diesen Regeln, tatsächlich regierend wie ein Souverän, ohne je für ihre Handlungen verantwortlich gemacht zu werden, auch nicht wenn es um das Gemeinwohl geht.N13 Natürlich kann kein politisches System ohne eine Balance zwischen dem Volk und seiner Regierung existieren. Dies würde bedeuten, dass es die Soziokultur eines Landes ist, welche letztlich ein politisches System bestimmt, wobei der charismatische Führer lediglich die momentane Stimmung des Volkes widerspiegelt. Diese Form von Wirklichkeit beschreibt LeBon in seinem Bericht über Beobachtungen der Menschen des 19. Jahrhunderts, der Kolonialstaaten wie deren Kolonien: “Nie haben die Massen nach Wahrheit gedürstet ... sie ... ziehen es vor, den Irrtum zu vergöttern, wenn er sie zu verführen vermag. Wer sie zu täuschen versteht, wird leicht ihr Herr...”.8 Hiermit beschreibt er eine wahnsinnige Menschenmenge in einem Trance-Zustand, die ihrem Anführer befiehlt, sie entsprechend zu unterhalten, allerdings ohne zu bemerken, wann sie selbst irregeleitet und betrogen wird, eine Volksschar, losgelassen in die Demokratie, ein weites Feld für die Erjagung leichter Beute. Es ist eine Menschheit in ihrer Kindheit und frühen Jugend, unfähig zum Umgang mit Macht, ausbeuterisch und rücksichtslos. Die Herausforderung besteht nun darin, eine Lösung zu finden. Karl Popper meint: “Die Frage ist nicht, wer die Macht hat, sondern wie damit umgegangen wird.” * 1


Wir können jetzt selbstverständlich argumentieren, dass wir uns um all diese künstlichen Konstrukte ewig unzufriedener Meckerer nicht kümmern und einfach sagen: sieh dich doch um und gestehe ein, dass wir in noch nie dagewesenem Wohlstand und in Sicherheit leben; warum also sollten wir uns Sorgen machen um Dinge wie „bedeutungsloses Wahlsystem“, „Mediokratie“, „wer regiert hier eigentlich, das Volk oder Oligarchen politischer Parteien“, „Politik, die in ihrer Machtlosigkeit zulässt, dass ein unkontrollierter Kapitalismus die soziale Schere weiter öffnet“ ... wir sind konfrontiert mit einem Prozess, der nur dann ein gutes Ende nehmen kann, wenn, so der Historiker Arnold Toynbee, “… der Mensch ... seine selbstmörderische aggressive Habgier überwindet“.19, N14 Abgesehen davon, dass dies nur bedeutet, eine biologische Gegebenheit unbeachtet zu lassen, ist die Frage nicht so sehr „wozu sich darum kümmern“, solange es uns besser geht als allen anderen. Die Frage ist vielmehr: wie lange wird ein solches System angesichts all dieser Warnsignale noch überleben?


Die Wohlfahrts-Demokratie?


 Die Verteilung des Wohlstands an sich kann kein Argument für die gegenwärtige Demokratie sein, denn es gibt heute mindestens ebenso viele Milliardäre und Multimillionäre als es in früheren Jahrhunderten Aristokraten gab. Im Verlauf der Geschichte wurde die seit dem Mittelalter zunehmende soziale Schere (engl. social divide) nur durch Kriege und Seuchen unterbrochen; er hat sich auch durch die Demokratie nicht verändert, wie wir in einem späteren Abschnitt sehen werden.


Der heutige Wohlstand besteht für Viele in der westlichen Welt – und ich sage bewusst Viele und nicht Alle, denn es gibt allein in Europa an die 50 bis 100 Millionen Menschen in Armut – dieser Wohlstand besteht also nicht etwa wegen der Demokratie, sondern dank Wissenschaft und Technologie – und Ausbeutung – und Staatsverschuldung, was gleichbedeutend ist mit „Wohlstand auf Pump“! Dieser Umfang an Wahnsinn wird nur noch von einem weiteren, mehrheitlich bekannten und gleichzeitig ignorierten, Geheimnis übertroffen: nämlich, dass dieses System nur funktioniert, solange es Wirtschaftswachstum gibt. Dies bedeutet, dass wir an ewiges Wirtschaftswachstum glauben müssen, solange wir daran glauben, dass Demokratie ein stabiles politisches System sei.


Demokratie: der irrationale Staat?


 Objektivität und Wahrheit spielten in der Politik noch nie eine Rolle, außer ihr Ziel bestand darin, die Wünsche herrschender Individuen zu befriedigen. Es bringt uns daher nicht weiter anzunehmen, dass diese Faktoren „keine Rolle mehr spielen“.20 Der Hinweis von LeBon, dass der Charakter bzw. der emotionale Zustand eines Volkes der eigentliche Regent sei, scheint weitgehend unbeachtet geblieben zu sein. Die Frage ist nun aber, ob die Demokratie in der Lage war, diese Situation zu ändern – die Antwort ist im Großen und Ganzen wohl: nein.


 Die moderne Demokratie sollte ein Kind der Aufklärung werden, der Rationalität. Aus der Sicht des Gemeinwohls für eine Gesellschaft sind die Ergebnisse von demokratischen Wahlen jedoch aus mehreren Gründen vollkommen irrational: einer davon ist die Tatsache, dass der einzelne Wähler weitgehend uninformiert ist; ein anderer besteht in externen Faktoren (zum Beispiel dem Wetter am Wahltag) oder in Manipulation, ein weiterer ist das Endresultat selbst, oft zufällig entstanden und selbst wiederum Auslöser einer unerwarteten Folge: nämlich einer Regierung, die niemand wollte (z.B. eine Koalition). Bedingt durch den Liberalismus als treibender Kraft, lässt Demokratie Gesellschaften auf der Basis einer “Übertreibung des Individualismus” entstehen und eine Kultur des Hedonismus "als Selbstverwirklichung verbrämt”.21 Der Politologe Ulrich Menzel erklärt diese Widersprüchlichkeit mit einer fehlgeschlagenen „rational cartesianischen Logik“ 22, gescheitert wahrscheinlich aus demselben Grund wie jegliche andere Ideologie, die in die Sozialpolitik hineingetragen wurde, weil soziale Phänomene eben „von Natur her“ irrational sind; daher ist jedes Sozialsystem zum Scheitern verurteilt, solange die Ursachen dieser Irrationalität nicht berücksichtigt und entsprechend behandelt werden.


 Diese beklagenswerte Irrationalität ist aus philosophischer wie auch wissenschaftlicher Sicht kommentiert worden: Brennan beschreibt sie als “Burkinian conservativism” 3 und meint: “Gesellschaft und Zivilisation sind fragil. Die Gesellschaft wird nicht von Vernunft zusammengehalten sondern eher von irrationalen Überzeugungen und Aberglauben einschließlich derer an Autorität und Patriotismus ... Gesellschaft ist ... komplexer als unsere einfachen Theorien dies bewältigen können – und unsere Versuche, die Probleme zu lösen, haben oft fatale Folgen”.* Und er argumentiert weiter, dass “diese Entdeckungen erschreckend [sind]. Man kann die Leute dazu bringen, Fakten, die sie direkt vor Augen haben, zu verneinen ... all dies nur wegen Gruppenzwang [peer pressure]. Diese Wirkung könnte sogar noch stärker werden, wenn es darum geht, politische Überzeugungen herzustellen”.* 3 B. Caplan bezeichnet den Vorgang als “Rationale Irrationalität”.* 23, N15 Leider hilft es nicht weiter, wenn man feststellt, dass nicht nur die Demokratie sondern auch alle politischen Systeme in vergleichbar wahnsinniger Weise “rational irrational” oder “irrational rational” sind. Der entscheidende Punkt dabei ist, dass die Demokratie diesen Umstand ebenfalls nicht ändern kann, oder noch schlimmer, dass sie nicht einmal in der Lage ist, sich aus dem Sog ihrer Selbstvernichtung zu befreien. Eines der bedeutungsvollsten Beispiele in diesem Zusammenhang ist wohl der vielfache „atomare overkill“, den demokratische Staaten (!) bewerkstelligt haben. Jedoch ist seit dem Ende des Kalten Krieges auch noch ein weiteres Szenario apokalyptischer Selbstvernichtung in den Vordergrund gerückt: die Umweltkrise,N16, N16A die noch dazu von „ökolokratischen“ Strategien (siehe S. →) bis zum bitteren Ende verwaltet werden würde, wenn nicht in letzter Minute eine rettende Änderung eintritt.


Demokratie – ein Modell für die Vereinten Nationen?


 Die UNO, die Vereinten Nationen, scheinen der ultimative Erfolg der Idee von Demokratie zu sein. Jedoch, die UNO verkörpert all die Schwächen und Mängel der Demokratie: so gibt es Mitgliedsstaaten wie China und Russland, die ihre bedeutendsten Vereinbarungen ignorieren, z.B. betreffend Menschenrechte. Die UNO wird daher auch zur Bühne der Auseinandersetzung zwischen dem westlichen Universalismus und den Kulturen im Rest der Welt. Der zahnlose Tiger UNO zeigt sich an Beispielen wie China’s Umgang mit der Internet-Kontrolle seiner Bürger. Das Veto-Recht der ständigen Mitglieder macht den Sicherheitsrat weitgehend wirkungslos und damit viele Aspekte der UNO endgültig absurd (allerdings ganz im Gegensatz zu Einrichtungen wie dem UNHCR). Dennoch bestimmen im Wesentlichen die USA, China und Russland den Aktionsradius der UNO, auch wenn er trotzdem für manche vernachlässigten Länder die einzige Hoffnung auf Unterstützung bleibt. Die UNO hat nun einmal keine Macht gegenüber Signatarstaaten, die gegen jene Abkommen verstoßen, denen sie zuerst selbst zugestimmt haben. Dominierende Akteure wie die USA verweigern zum Beispiel die Teilnahme am Internationalen Gerichtshof.24 Staatliche Interessen und zwischenstaatliche Konflikte lähmen die UNO in beschämendem Umfang – eine der fatalen Folgen war der Völkermord in Ruanda im Jahr 1994.N17


Welche Form von Demokratie?


 Diese Frage ähnelt jener, was Demokratie überhaupt sei, auch an Komplexität: wie wir in der kurzen Überschau der historischen Entwicklung sehen werden, entstand Demokratie nirgendwo über Nacht, sondern auf einem schwierigen Weg, gepflastert mit Rückschlägen über Jahrzehnte und Jahrhunderte. Ihre Errichtung hing ab von der politischen Ausgangslage, aber auch von den Gründungsvätern, die ihrem Volk ihre Erwartungen durch die Verfassung mitteilten – sonderbar zwar für eine Regierung durch das Volk selbst. Der Mehrzahl der heutigen Demokratien ist gemeinsam, dass sie keine direkten Demokratien im Sinne des antiken Griechenland mehr sind sondern ihre „repräsentative“ Version in der einen oder anderen Form. Demnach haben die Franzosen und die USA eine „präsidiale“ Demokratie, die Briten und die Deutschen hingegen eine parlamentarische Form. Einige der Staaten sind demokratische Republiken, die Mehrzahl jedoch sind demokratische, sogenannte konstitutionelle, Monarchien. Sie alle sind keine Staatsverwaltungen “des Volkes für das Volk” sondern politische Repräsentationen verschiedener Interessensgruppen, die gegenseitig versuchen, die Oberhand über die anderen zu bekommen.


Sieht man sich die verschiedenen Ansichten in der neueren Literatur an, erhebt sich die Frage: ist Großbritannien demokratischer als die USA, oder Frankreich mehr oder weniger als Deutschland, oder umgekehrt? Werfen wir einen Blick auf die Situation in jenen zwei Ländern, die für sich die längste Tradition moderner Demokratie beanspruchen, jedes jeweils ein Beispiel für parlamentarische und präsidiale Demokratie:


 Demokratie in Großbritannien


 Unter Berücksichtigung politischer Systeme weltweit erscheint mir die britische konstitutionelle Monarchie als der erfolgreichste Versuch in seinem aufrichtigen Ansatz, Fairness unter einer Anzahl von Bevölkerungsschichten zu schaffen (ausgenommen die niedrigste in ihrer stabilen Armut und die reichste in ihren unerreichbaren Sphären jenseits jeglichen Systems). Dies gilt auch für die Aufrichtigkeit, mit der eine Monarchie als Symbol des „Soll-Menschen“ und als Symbol stabilen Schutzes und von Führung trotz Demokratie aufrechterhalten wird, aufrichtig genug um den Menschen ihren herzenstiefen Wunsch zu ermöglichen, sich selbst als ihre individuelle Majestät in der Demokratie fühlen zu können und gleichzeitig Sicherheit am Busen von weisen, beschützenden und gütigen Monarchen anzustreben.


Andererseits ist Großbritannien auch ein hervorragendes Beispiel zur Demonstration des Risikos, mit dem die Demokratie in diesen Tagen konfrontiert ist: das Land präsentiert sich stolz als die älteste, am längsten gewachsene und daher stabilste Demokratie, wohl wissend dass es weit davon entfernt ist, auch, dass es nicht wirklich und vor allem kaum noch eine repräsentative Demokratie ist. Grayling beschrieb dieses Verhalten kürzlich treffend als hartnäckigen Selbstbetrug von „Demokrationisten“ *11 und verwies auf Lord Hailsham QC, der von Großbritannien als einer „Wahldiktatur”* 11 spricht.


Da sinkt also ein altehrwürdiger Beherrscher der früheren Welt nieder in Liberalismus, der sie weiter in Libertinismus, Anarchie und Chaos hinunterzieht; Neo-Nationalismus und Isolationismus in einer unaufhaltsam globalisierten Welt, verursacht von einer Angst vor ausufernder Immigration, beginnt an der Ökonomie des Landes zu nagen, während sich die soziale Schere - “social divide“ - weiter öffnet, ebenfalls scheinbar unaufhaltsam, die Hände am Ruder eines gekaperten Schiffs, dessen offizieller Kapitän das Volk ist. Letzteres hat seine Macht an Politiker abgegeben, die sich bemühen, die Demokratie zu loben, aber auch bemüht sind, der Wirtschaft zu dienen, auch, die eigene Position zu halten, während die Welt rund um sie in kleinen, raschen Schritten zerfällt.


 Demokratie – und die USA


 Wie schon zuvor berichtet, werden die USA heute nicht als eine vollwertige Demokratie angesehen. Ihre Unabhängigkeit vom Mutterland Großbritannien begann als Republik unter Ausschluss des eigenen Volkes N18. Schon als Alexis de Tocqueville um 1840 die USA besuchte, war er besorgt um eine Entwicklung zur Mediokratie (siehe S. →). Heute werden die USA von einigen Experten eher als Timokratie 3 denn als Demokratie beschrieben,N18 in der vorwiegend Millionäre als Politiker tätig sind, und Milliarden für Lobbying, politisches Gerangel und “Gerrymandering“ ausgegeben werden; dabei handelt es sich um eine Form von politischer Trickserei um die Größe von Wahlbezirken (siehe S. →). Einige Autoren gehen sogar noch weiter als der EIU-Bericht und meinen, die USA sei überhaupt keine Demokratie mehr: “… ein dritter Grund besteht darin, [abgesehen von Gerrymandering und der Tatsache, dass der Senat nicht repräsentativ ist] dass eine Entscheidung des Obersten Gerichtshofes es Milliardären gestattet, Wahlkämpfe auf allen Ebenen unbegrenzt finanziell zu unterstützen; politische Ämter werden gekauft und verkauft wie ein Paar Socken”.* 11 (siehe auch Anm.N19).


Der deutsch-amerikanische Polit-Philosoph und Soziologe Herbert Marcuse, gerade noch rechtzeitig einem faschistischen System in die Freiheit entflohen, schrieb Mitte der 1970er Jahre ernüchtert: „Die regressive Entwicklung der bürgerlichen Demokratie, der von ihr selbst vollzogene Übergang in einen Polizei- und Kriegsstaat, muß im Rahmen der globalen US-Politik erörtert werden“.422 „Die konturlosen Massen, die heute die Grundlage der US-amerikanischen Demokratie bilden, sind die Vorboten ihrer konservativ-reaktionären wo nicht gar neo-faschistischen Tendenzen. ... In freien Wahlen mit allgemeinem Wahlrecht hat das Volk ... eine kriegführende Regierung gewählt, die seit langen Jahren einen Krieg führt, der eine einzige Reihe beispielloser Verbrechen gegen die Menschlichkeit darstellt – eine Regierung von Repräsentanten der Großkonzerne ..., eine von Korruption durchsetzte Regierung“.422 Als Erklärung für diese Entwicklung führt Marcuse die Zunahme des Wohlstands an. Und weiter: „Das Schauspiel der Wiederwahl von Nixon ist der albtraumhafte Inbegriff der Epoche, in der die Transformation der bürgerlichen Demokratie in den Neofaschismus stattfindet ...“.422 „Indem das US-amerikanische System das sinnlich wahrnehmbare >Image<, den >Sex-appeal< einer politischen Führungspersönlichkeit so hervorhebt, beherrscht es auf furchtbar effiziente Weise die Tiefendimension befriedigender Selbstunterwerfung ...“,422 eine Einschätzung, die einige Aspekte der Wahl von Trump durch viele begeisterte Frauen erklären mag. Marcuse’s nächster Satz, geschrieben 1973, könnte ein Kommentar zur Situation in den USA der Jahre seit 2017 sein: „Übrigens scheint sich der Charakter des >Image< in Übereinstimmung mit der zunehmenden Häßlichkeit des Systems, mit seiner Brutalität, mit der Ersetzung der Heuchelei durch offene Lügen und Täuschungen, zu verändern. Der Präsident kann als Boß dieses gigantischen Konzerns, zu dem die Nation geworden ist, jetzt äußerst häßlich sein, muß inzwischen keinen Charme und Sex appeal mehr besitzen, sondern vor allem Tüchtigkeit und Geschäftssinn“.422 (Für weitere kritische Kommentare s.N20)


 Aus heutiger Perspektive scheint die Verfassung der USA in der Tat nicht für die gesamte Bevölkerung zu gelten: sie erwartet eine hohe moralische Einstellung ihrer führenden Politiker, aber das „Electoral College“ wird offensichtlich bei Bedarf nicht als prüfende Instanz tätig. Die Weise, in der staatliche Institutionen mitunter ihre Bürger verfolgen, erinnert eher an einen Polizeistaat als an eine Demokratie.N21


Diese präsidiale Demokratie gibt ihrem Präsidenten Macht über das Militär und gestattet ihm die Ernennung von Richtern für das Oberste Gericht (Supreme Court). Dies bedeutet, dass die Gewaltenteilung nicht wirklich funktioniert. Manche glauben sogar, dass eine Tendenz zu langsam zunehmender präsidialer Macht und Unabhängigkeit vom Kongress besteht,25 wie dies kürzlich auch der frühere FBI-Chef James Comey in einem Interview bestätigte.26 Zur Geschichte der „doctrines“ in der US-Politik habe ich in der Anm.N22 weitere Details zusammengefasst.


Versucht man dagegen zu halten, wird einem mit diesen Beispielen klar, dass Überholungen und Verbesserungen am demokratischen System dringend geboten sind, bevor es für die Vermeidung einer neuerlichen Wende in Richtung Diktatur zu spät ist. Als kurzen Kommentar halte ich es mit Popper’s Feststellung: “Eigentlich gibt es nur zwei Formen von Regierung: jene, die man wieder loswerden kann und die anderen ... denn es ist nicht von Belang wer regiert, solange man sich einer Regierung ohne Blutvergießen entledigen kann.” * 27


Diese Feststellung dient auch als kurze Antwort zur nächsten Fragestellung:


Warum Demokratie?


 Im weiteren wird die Antwort auf die Frage allerdings zwiespältig, so wie die Demokratie selbst zwiespältig ist, weil die Menschen eben beides wollen: nämlich einerseits geführt und beschützt zu werden, andererseits aber frei von jeglicher Unterdrückung zu sein, zwiespältig im Übrigen auch, weil der Mensch gleichzeitig von seiner Kreatürlichkeit bedrängt wird und seines eigenen Opportunismus und Altruismus wie auch derselben Regungen der anderen gewahr ist. Diese verwirrende Mischung menschlicher Triebkräfte steht am Beginn dreier grundlegender Motivationen zur Einführung von Demokratie, deren jede wiederum inhärente Schwächen aufweist: der pragmatische Realist fordert „mehr für mich allein“. Der Moralist meint: „Das System wird den Menschen zu einem besseren Menschen machen“. Der Idealist ruft (seinen politischen Führer beratend, gleichzeitig aber von ihm manipuliert): „Freiheit“!


Demokratie wurde auch verstanden als die Beendigung des Persönlichkeitskults und der Selbstbeweihräucherung von Machthabern. Damit endete man allerdings bei einer politischen Klasse, die sich mit der Aufrechterhaltung eben dieser Praktiken befasst, neben der gegenseitigen Dämonisierung.


Weltpolitik, das Machtspiel zwischen den Nationen, hat sich nach Einführung der Demokratie in der westlichen Welt kaum geändert: einige wenige politische Führer der größten Länder, die „Big Bosse“ der Politik, entscheiden über Krieg und Frieden, bilden Allianzen und schaffen Machtblöcke. Viele Entwicklungen und Ereignisse in der Welt hängen davon ab, ob einzelne Individuen einander mochten oder hassten, so wie schon 1914, als Niki und Franz Joseph, Willem und Cousin George letztlich entschieden, den Ersten Weltkrieg zu beginnen. Verwandtschaft tat dabei nichts zur Sache. Immer noch entscheidet die Chemie zwischen diesen Wenigen. Heute sind es eben Wladimir und Angela, Donald und Xi, Theresa und Emmanuel. Der einzige Unterschied ist, dass die Namen öfter wechseln.



Demokratie: Ideologie auf Kosten unserer Träume?


 Ursprünglich ordnen wir Menschen uns in Gruppen spontan hierarchisch, gerade so wie Sippen von Schimpansen, Familien von Löwen, Gruppen von Krähen, Pinguinen, ähnlich sogar auch Insekten wie Ameisen oder Bienen. Anschließend an diese archaische, evolutionsbedingte Hierarchie bildete der Mensch neue Formen der Sozialhierarchie, basierend auf Macht, Ideen und Ideologien, begleitet von Beratungen zwischen Individuen, die sich um Problemlösungen entsprechend ihrer jeweiligen Erfahrung und ihres Wissens bemühen. So kristallisieren Traditionen zu Zivilisationen und Kulturen.


 Wenn es etwas nicht gibt, dann ist es Demokratie als Methode für Sozialordnung, definiert als politisches System mit dem Volk als seinen Souverän, dem Volk - und zwar ausnahmslos dem gesamten - als Machthaber. Sie könnten sich jetzt natürlich denken: das ist verrückt, denn es gibt doch Demokratie in so vielen und immer mehr Ländern als je zuvor, und das weltweit! Der Punkt, den ich hiermit machen will, ist jedoch folgender: ein politisches System wie „Demokratie“ stellt nicht schon für sich alleine eine Sozialordnung dar; vielmehr basiert es auf einem bereits im Vorfeld geschaffenen Konstrukt wie zum Beispiel einer von Gründungsvätern geschriebenen Verfassung. Am Beginn von „Demokratie“ existiert also keine vom Volk eingeführte Sozialordnung; vielmehr gibt es zunächst überhaupt keine Ordnung, sondern nur Chaos, in dem niemand entsprechend einer existierenden Ordnung Macht ausübt, sei es militärisch oder durch eine andere Exekutive. Demokratie beginnt also letztlich erst mit der Tätigkeit einzelner Personen, die die Gelegenheit ergreifen und die frei im Chaos schwebende Macht an sich ziehen. Die theoretische Erklärung, dass das Volk selbst über seine Zukunft entscheiden könne, basiert also bereits auf einer vorgeformten Ordnung, geschaffen von einer Person oder einer Gruppe. Im Paris der Revolution war es Napoleon Bonaparte der diese Chance ergriff – die kurzen Episoden einzelner Terror-Regimes dazwischen kann man nur als Phasen des revolutionären Chaos ansehen. An dessen Ende sind die Menschen also mit einer neuen Führungsmacht konfrontiert, mit einem System, zu welchem sie niemand um ihre Zustimmung befragte. Jede Demokratie fußt auf einer vorgeformten politischen Ordnung, deren genaue Struktur der sogenannte Souverän, die Menschen des Volkes, großteils im Detail gar nicht kennen. Was ihnen bleibt ist lediglich die intervallweise Auswahl von Kandidaten für die politischen Führungsämter aus einer Liste von Kandidaten, die ihnen Versprechungen machen, für deren Einhaltung sie später nicht zur Verantwortung gezogen werden. Demokratie ist also nicht ein System, das vom Volk in dieser Form ausgewählt wurde, sondern eines, das vom Volk als gegeben akzeptiert wird, nachdem jemand es zur Beendigung des revolutionären Chaos eingeführt hat.


Die Herausforderung angesichts der derzeitigen Krise besteht in der Suche nach einem Ausweg aus dem Dilemma, einer Lösung wie einem Licht am düsteren Horizont. Dazu ist es äußerst ratsam, dem Appell von Karl Popper nach einer friedlichen Lösung in kleinen, wohl bedachten Schritten zu folgen, um künftige Kriege und Revolutionen zu vermeiden, eingedenk unserer Geschichte. Um diese Herausforderung auch nur ansatzweise anzunehmen, kommen wir nicht umhin, zuerst den Berg von Informationen aus dieser Geschichte erneut vor uns anzuhäufen und dann zu bewältigen. Er besteht aus diesen zwei bereits benannten Anteilen: der exakten Beschreibung der Schwächen und inhärenten Mängel im System „Demokratie“, und der Geschichte unseres Sozialverhaltens. Im Verlaufe der Analyse der Evolution unseres Sozialverhaltens werden wir jene Faktoren entdecken, die der Demokratie jegliche Erfolgsaussichten nahmen, bevor sie überhaupt begann: es handelt sich um ihre intrinsischen Schwächen, Fehler im Webeplan, die erklären, warum im Verlauf des sozialen Webevorgangs unvermeidbar Löcher auftreten müssen, Löcher im Gewebe: sie stehen synonym für das Versagen des Systems „Demokratie“, vor dem nun die Politik ratlos mit der Frage steht, wie das passieren konnte. Ich nenne diese Löcher im Gewebe, die Ursachen für die Krise der Demokratie, die „a priori Fehler“ im System, weil sie bereits existierten, bevor das System überhaupt zu funktionieren begann, die also selbst Teil des Systems sind. Bevor man über die Beseitigung dieser Webfehler nachdenken kann, muss man sie erst einmal samt ihren Ursachen erkennen und dann aber auch Konsequenzen daraus ziehen. Einige davon wurden schon von den ersten Philosophen wie Platon vor 2500 Jahren erkannt und beschrieben, andere haben sich inzwischen als Folge unserer biologischen und psychologischen Schwachstellen weiter verkompliziert, zum Beispiel weil Völker und Nationen um das Vielfache an Größe zugenommen haben.


 Was für den Anfang der Demokratie gilt, trifft auch für ihr Ende zu: nicht das Volk, der Souverän, sondern jemand anders verursacht es, jemand, dem das Volk seine Macht schon zuvor ausgehändigt hat, um geführt zu werden, ein König, ein Tyrann oder eine Gruppe von Oligarchen – oder eben Demokraten, die zu Autokraten werden.


Erwartet jemand, dass “das Volk“ eine Idee entwickelt, wie man Demokratie erfinden oder zum Besseren wenden könnte? Gab es in der Geschichte jemals eine Demokratie, die auf friedlichem Wege und als Folge der Entscheidung des Volkes als dem Souverän und Diktator seines eigenen Willens entstand? Werfen wir dazu einen Blick in die Geschichte der Demokratie – einer wahrlich europäischen Geschichte?




Demokratie im Laufe der Geschichte: Philosophie und politische Fakten





Diskussion einiger Aspekte


 Selbstverständlich keine vollständige Geschichte der Demokratie – damit wurden bereits Bibliotheken gefüllt. Aber ist der Versuch eigentlich überhaupt sinnvoll, aus der Geschichte zu lernen, sie zu beurteilen und Meinungen daraus zu entwickeln?




 “Sie glauben, sie hätten an der Geschichte Gesetzmäßigkeiten entdeckt, die sie nun dazu befähigen, den Lauf der weiteren historischen Abläufe zu prophezeien.” * 1


Karl Popper





 John Keane beendet sein Buch “Life and Death of Democracy” – nach 870 Seiten–mit einer Reihe von sieben Regeln für die Zukunft, die allesamt mit der Bedeutung von Geschichte zu tun haben und mit der Art und Weise, wie wir damit umgehen oder umgehen sollten. Danach sollten wir vor allem unsere eigenen Ansichten schützen vor all den Interpretationen von Geschichte, die uns klar zu machen versuchen, dass jeweils ausschließlich eine - und nur diese eine – Erläuterung von Geschichte die richtige sei – ich stimme dem vollkommen zu. Die wahren Gründe hinter Entscheidungen in historischer Zeit wissen wir sehr oft nicht; das macht die Interpretation historischer Ereignisse besonders schwierig. Außerdem kann es exakte Wiederholungen im komplexen Netzwerk von einander abhängigen Faktoren nicht geben. Der Versuch, aus Geschichte zu lernen, entspricht dieser Problematik. Die Harvard-Professoren für Politologie Levitsky und Ziblatt meinen dazu in ihrem Buch „Wie Demokratien Sterben“, „How Democracies Die”: „History doesn’t repeat itself. But it rhymes.“ [Die Geschichte wiederholt sich nicht. Aber sie reimt sich *].28


 Allerdings gibt es eine einfach verständliche Lehre aus der Geschichte: denn immerhin weist sie uns auf offensichtliche Fallen hin, die es zu vermeiden gilt.N23 Sehen wir uns also einige der wesentlichen Themen an, die im Laufe der Jahrhunderte diskutiert wurden – und auch einige der Mythen, mit denen politisch korrigierte Geschichte hin und wieder aufwartet. Zu den entscheidenden Fragen zählt, ob Demokratie jemals in ihrer ursprünglich erdachten und konzipierten Form verwirklicht wurde, und wer, wenn überhaupt, je daran als ein realistisches, langlebiges politisches Konzept geglaubt hat.N24 Demokratie entwikkelte sich zunächst in kleinen Volksgemeinschaften.N25 Moderne Staaten leben heute in diesem Konzept wie in einem Museum. Seine „repräsentative“ Variante ist ein wesentlich unterschiedliches Konstrukt, obwohl auch sie durch abwählbare Regierungen auf Zeit charakterisiert ist.


 Aus historischer Perspektive sind wir jedenfalls umgeben von warnenden und kritischen Stimmen:


Kritik von Anbeginn: das antike Griechenland


 Heraklit von Ephesos wütete in seinen Texten wiederholt gegen die Demokratie.1 Von Sokrates wird die Aussage berichtet, er habe sich nur dann mit Politik befasst, wenn sich ihre Anführer ungesetzlich verhielten – und um gegen Demokratie anzugehen.29 Allerdings kritisierte er nicht die Konzeption von Demokratie, sondern das Auftreten von Demokraten, die diese Konzeption betrogen.N26 Platon betitelt in „Politeia“ (Der Staat) seine Prognose mit der Überschrift: „Auflösung der Demokratie durch ihre Unersättlichkeit nach Freiheit“ 30, N27 und prophezeit ihren unvermeidlichen Untergang.N28 Nach seiner Ansicht bedingt zwar Oligarchie eine Revolution und danach die Demokratie, letztere sei jedoch kurzlebig und solle durch weise Philosophen-Könige und Aristokraten ersetzt werden, die im Idealfall besitzlos und ohne Familie wie Mönche leben sollten.31 Im Gegensatz dazu “fordert und beansprucht in der Demokratie jedermann Freiheit und das Recht Gesetze zu machen und zu brechen und[ ] , so sagt Platon, dies bedeutet alsbald Anarchie, denn Freiheit ist nicht einfach nur Freiheit sondern Erlaubnis der Zügellosigkeit“.* 11, N29 Im 6. Buch “argumentiert Platon, dass einige Leute eben intelligenter und moralischer sind als andere, und dass diese Leute regieren sollten.“ * 32


Popper hält Platon teilweise für Sokrates‘ Prozess und seinen Tod verantwortlich, indem er ihn beschuldigt, die Partei der Oligarchen ergriffen zu haben. Platon war nämlich selbst Aristokrat, zwei seiner Onkel waren politische Führer. In der Folge empfiehlt Popper, genau das Gegenteil von dem zu glauben, was Platon lehrt.N30


Auch Aristoteles war Aristokrat – und gewiss kein Demokrat. Nach seiner Ansicht waren die Athener eine Herrenrasse, alle anderen hingegen Sklaven. In unseren Tagen würde er also wohl als Rassist gelten. Sein Schüler, Alexander von Mazedonien, der spätere Alexander der Große, war diesbezüglich mit ihm nicht einer Meinung und trug seine liberalere Einstellung offen zur Schau. Obwohl Aristoteles die moralischen Anforderungen für Aristokraten niederer ansetzte als Platon, blieb seine Vorstellung dennoch geprägt von theoretischen Ideen und Ideologien, Ansichten über menschliche Tugenden, ohne Berücksichtigung ihrer biologischen Wirklichkeit im täglichen Leben. Grayling argumentiert zwar, dass „Aristoteles dachte, Platon’s Version von Aristokratie sei nicht praktikabel, weil sie die menschliche Natur ignoriere”,* aber er räumt ein, dass “die praktische Schwierigkeit, auch nur dieses geringere Ideal zu erreichen, ... auch heute eine Herausforderung für die Demokratie [bleibt]”.* 11


Fasst man all dies zusammen, wird klar, dass Platon’s und Aristoteles’ Kritik an der Demokratie als einer Regierungsform des Mob,N31 der Armen und ungebildeten Masse über den Lauf der Jahrhunderte hinweg ein negatives Image nährte.


Herodot (484-425 v.Chr.), ihr “Erz”-Historiker erwähnt, dass Kleisthenes die Demokratie in Athen eingeführt habe 33 – sie dauerte, wenn auch mit Unterbrechungen und Krisen, bis 322 v. Chr. Perikles, herausragender Staatsmann der glorreichen Tage Athens zwischen 500 und 429 v.Chr. (genauer 460-430),29 wird vom Historiker Thukydides mit den Worten zitiert: „Die Verfassung, die wir haben [...] heißt Demokratie, weil der Staat nicht auf wenige Bürger, sondern auf die Mehrheit ausgerichtet ist”.11, 33 Perikles zeichnete insgesamt zweifellos ein idealisiertes Bild;11 die Wirklichkeit lässt sich u.a. aus der Verurteilung des Sokrates erahnen und wird von Thukydides auch wesentlich anders beschrieben: denn er stellt Perikles als Meister der Überredungskunst dar, der seine Ära dominierte, und Athen als „dem Namen nach eine Demokratie, in Wirklichkeit aber eine Herrschaft des ersten Mannes”.13 Auch Euripides lässt es in einer seiner Tragödien nicht an Kritik mangeln.N31


Zur Geschichte der Demokratie im antiken Griechenland lässt sich auch feststellen, dass direkte demokratische Abstimmungen nicht fundamental neu waren, als sie dort eingeführt wurden; vielmehr scheinen sie eine Weiterentwicklung archaischer Vorbilder früherer Steppenvölker zu sein, die sich auch am germanischen „Ding“ erkennen lassen, jener Einrichtung zur Bestimmung von Regeln der Sozialordnung. Die antike griechische Demokratie scheint demnach in den Kolonien am Nordufer des Schwarzen Meeres entstanden zu sein: dort lebte das Volk der Skythen, zu dem 500 Jahre später auch die Sarmaten stießen. Der klassische Philologe G. Hinge 34 beschreibt die Entwicklung der Kontakte zwischen den griechischen Siedlern und dem angestammten Herrenvolk zu Pferde. Über die Sarmaten schreibt Neal Ascherson in „Schwarzes Meer“.35, N32


Eine erste Form von Demokratie auf griechischem Boden ist im Übrigen von den Spartanern um 670 v. Chr. bekannt.19 Arnold Toynbee, der Doyen der britischen Historiker, schrieb, dass sich Athens Demokratie um 550 v. Chr. als eine Art Kopie jener Sparta’s entwickelt habe, die ihrerseits nur möglich geworden sei, weil die Spartaner im 7. Jahrhundert v. Chr. eine ausreichend große Zahl von Volksgruppen rund um sich herum versklavt hatten.19 Sklavenhaltung ist im Übrigen ein passendes Stichwort zur Beschreibung der weiteren Entwicklung: denn der demokratische Stadtstaat von Athen ist mit unserem heutigen Verständnis von Demokratie aus diesem und einer Reihe weiterer Gründe nicht vereinbar: Sklaverei war eine alltägliche Selbstverständlichkeit (es gab sie übrigens auch noch in mittelalterlichen Klöstern). In der hellenischen Kultur galt die skrupellose Versklavung besiegter Feinde ohne jeglichen Sinn für Menschenwürde als normales Sozialverhalten. Der Rahmen demokratischer Werte war also äußerst eng gesteckt.N33 Außerdem hatten auch Frauen, junge Bürger und weitere Teile der Bevölkerung kein Wahlrecht. Der Philosoph Bertrand Russell bezweifelt die Existenz von wahrer Demokratie im antiken Griechenland von vornherein.N34 Die Politik war von einem Dauerkonflikt zwischen dem Volk und den Aristokraten mit ihren starken oligarchischen Ambitionen geprägt, die unablässig nach der Rückgewinnung der Macht strebten. Toynbee berichtet, dass die Aristokraten während des Peloponnesischen Krieges ihr eigenes Land verrieten, indem sie die Spartaner unterstützten in der Erwartung, danach wieder die Kontrolle über Athen zu bekommen (ähnlich dem Verhalten römischer Aristokraten zu Ende des Römischen Reiches, als sie den Führern invadierender Horden die Regierung über Italien versprachen unter der Bedingung, als Gegenleistung ihre eigenen Ländereien in Oberitalien behalten zu können).19 Popper vermerkt, dass sich dieser Klassenkampf zwischen den Demokraten und den Oligarchen Athens auch nach dem Ende des Peloponnesischen Krieges fortsetzte.1


Letztlich ist auch nicht unwahrscheinlich, dass es die demokratische Gesellschaft mit ihrer eifersüchtigen Kontrolle der lokalen und regionalen Machtverteilung war, welche die Bildung einer umfangreicheren Staatengemeinschaft jenseits der hegemonialen Phasen verhinderte, bis schließlich König Philip von Mazedonien die Stadtstaaten in eine mächtige Union zusammenzwang, womit gleichzeitig die Demokratie zu Ende war.


 In der Zusammenschau dieser historischen Fakten kann man die Demokratie des antiken Griechenland aus heutiger liberaler Perspektive also nur als inakzeptables System bezeichnen.



Mauern um Athen


 Jegliche Mauern sprechen von Angst, unserer eigenen gegenüber den anderen Wölfen dort draußen, Schutzwall zum Rückzug dahinter, aber auch zum Zweck von Attacken nach außerhalb. Es beginnt eben schon in uns selbst: zunächst errichten wir Mauern des Willens gegen all jene Wünsche und Instinkte, von denen sich unser moralisches Ich zu distanzieren beabsichtigt. Eine weitere dient dem Schutz jenes Bildes, das andere von uns haben sollen – aber wir schützen es oft sogar vor uns selbst. Nicht allzu hoch sollen sie aber sein, diese Mauern, denn gerne erlauben wir des Öfteren, uns darüber hinwegzustehlen, wenn drängende Wünsche den Willen überzeugen, dass es keine Rolle spiele, einmal überrannt zu werden, oder auch zweimal ... Diese Halb-Höhe reflektiert die „Halb-Schlechtigkeit des Herzens“ aus Franz Werfel’s Sichtweise.36 Diese Mauern trennen jedenfalls das Tier vom Geist. Manche nennen sie „Moral“, die „gut“ von „böse“ distanziert. - Das zweite Mauernsystem schützt das Individuum vor der Außenwelt: schon jede Zelle hat eine Membran, jeder Organismus eine Haut, und dann noch eine Sphäre außen herum, deren Übertretung Aggression auslöst (seltener Totstellreflex). - Die dritte Mauer umfängt Familie und Sippe. Innerhalb der Sippe herrschte ursprünglich Friede;324 dieser Zustand drückt sich in der deutschen Sprache auch im Begriff „Einfriedung“ im Sinn von Umzäunung aus, das die Grenze zwischen Frieden innen und möglichem Unfrieden außen kennzeichnet. Die kulturelle Evolution hat ihre Architektur angepasst, als Sippschaften aus Gründen der Sicherheit und Arbeitsteilung in einen gemeinsamen Bereich zusammenzogen, in Dörfer und Städte. Außerhalb war Ambivalenz, war Neugier, Handel, Gemetzel, aber auch Liebe.


Was auch immer mit jenem Fluch im Alten Testament (Jos 6,26) gemeint sein mag, wonach der Wiedererbauer der Mauer verflucht sei ebenso wie dessen ältester und jüngster Sohn; die älteste von Menschen errichtete Mauer wurde in der Gegend von Jericho gefunden und auf ein Alter von etwa 15.000 Jahren datiert.


Zwischen 700 und 500 v.Chr. ließen zwei Männer weitere Mauern errichten: im Buch Chunqiu, den Frühlings- und Herbst-Annalen des Staates Lu, wird von der Erbauung der ersten Chinesischen Mauer im Reich Qi, der heutigen Provinz Shandong, und im Königreich Chu in der heutigen Provinz Henan (ebenfalls im 7. Jahrhundert v. Chr.) berichtet. Das Römische Reich war von tausenden Meilen von Kaiser Hadrian’s Mauern umgeben, dem limes; sie erstreckten sich an der Grenze Schottlands, über weite Strecken Deutschlands und quer durch den Nahen Osten hinunter bis zum Golf von Akaba. Wir wissen auch von einer Vielzahl rund um Städte und entlang weiterer Grenzen.


Die eine, von der von uns erwartet wird, dass wir sie lieber nicht kennen müssten, stand im antiken Griechenland: das demokratische Volk Athens baute dieses Mauersystem zweimal rund um den ganzen Staat, und dreimal rund um die Stadt. Die legendären Mauern von Athen schottete das Gelände zwischen der Stadt und dem Hafen Piräus ab.




[image: ]


Abb.1: Die Mauern von Athen umfassten Stadt und Hafen und das dazwischen gelegene Ackerland, Quelle 314





 Wiederholt errichteten die Demokraten Athens zur Abwehr von Eindringlingen Mauern, 461 v. Chr. nach der Niederlage gegen das Persische Reich von König Xerxes, nach den Peloponnesischen Kriegen ab 393, verraten von ihren eigenen Aristokraten und Tyrannen N35 – Mauern, gefeiert als Triumph der Demokratie. Ihre letzte Version hielt bis zum Jahr 86 v. Chr., als Sullas Legionen kamen, um Griechenland dem Römischen Reich einzuverleiben. Mächtige Mauern in der Tat, mehr als 30 Kilometer lang, gebaut zum Schutz der demokratischen Gesellschaft des Stadt-Staates Athen, unserer sogenannten Wiege der Demokratie.


 Kein Grund, jetzt betreten zu schweigen; immerhin haben nach dem Ende der „Willkommens- Kultur“ der „Zivilgesellschaft“ im Deutschland und Österreich des Jahres 2015 die meisten EU-Länder ohnehin gestreikt und Jene im Stich gelassen, die dem Ansturm aus Ost und Süd ausgesetzt waren – Europa hat inzwischen begonnen, halbherzige virtuelle Mauern entlang seiner Küsten zu bilden, die eine, um eine Invasion von Migranten halb abzuwehren, die andere, um sich gegen den Vorwurf halb zu schützen, man sei moralisch zweideutig und eigentlich unmenschlich. Im Jahr 2017 setzte Deutschland für die Versorgung der Flüchtlinge und anderer Immigranten an die 20 Milliarden Euro ein. Hätte man dieses Geld sechs bis zehn Jahre davor für anständige Versorgung ante portas verwendet, wie man dies nun in Nordafrika und in den benachbarten Ländern zu Syrien versucht ...


 Popper verstand die Mauern um das antike Athen als Symbol der Stärke seiner Demokratie im Klassenkampf gegen ihre eigenen Oligarchen.1 Private Mauerbau-Initiativen an der Grenze zwischen USA und Mexiko weisen deutlich darauf hin, dass dort die Politik der Volksmeinung folgt, nicht aber das Volk dem populistischen Politiker.439 Mauerbauer bezichtigen insgesamt die Anti-Nationalisten und Neo-Liberalen unrealistischer Visionen von Multikulturalismus. Der Grund, warum Neo-Liberale weiterhin jegliche Mauerbauer als Nationalisten und Rassisten verteufeln, ist Diskussionsstoff in Parlamenten und Talk-Shows. Weitere Argumente rund um Populismus und Anti-Populismus-Populismus werden unvermeidbar in den folgenden Kapiteln immer wieder aufscheinen.


Die Römische Republik


 Als eine Art Republik ist das Rom nach dem Ende der Königszeit ein kurioses Gemisch von Non-Demokratie und Ähnlichkeit mit modernen sogenannten Demokratien: als sich die Römer von der etruskischen Dominanz befreit hatten und zum eigenen Stadt-Staat wurden, blieben sie ihres Erfolges dennoch weniger froh, als sie sich dies erwünscht hatten. Der Grund dafür lag an jenen aristokratischen Clans etruskischer Abstammung, die ihnen als Führungsschicht erhalten blieben, eine Minderheit von mächtigen Rittern. Ähnlich wie in Griechenland gerieten die einfachen Leute, Bauern und Handwerker, in einen andauernden Klassen-Konflikt mit dieser oligarchischen Aristokratie, oder besser gesagt in deren Oligarchie. Die Benennung der Römischen Republik mit dem Ausdruck “Senatus PopulusQue Romanus”– abgekürzt als SPQR auf ihren Bannern – beschreibt demnach den tatsächlichen politischen Alltag nicht besonders treffend. Der Exodus der Plebejer im Jahr 494 v. Chr. ist lediglich einer der Meilensteine unter den Ereignissen jener Zeit. Unter Historikern kursiert die interessante These, dass es die keltische Invasion im Jahr 390 v. Chr. und die Zerstörung der frühen Stadt Rom gewesen sei, welche den Überlebenswillen des Volkes angeregt und ihre Sozialstruktur fundamental geändert habe 37: denn in der Folge kamen die Plebejer der Gleichberechtigung näher; der soziale Rang begann vom Besitzniveau abzuhängen, weniger von der Herkunft – der Beginn einer Timokratie. Der Klassenkampf setzte sich aber dennoch auf immer neuen Wegen fort, einerseits durch die Einführung der Prätoren, andererseits durch die Macht des Senats. Zwar gab es nun Volkstribune als Vertreter des Volkes und Versammlungen oder Konzile.4 Stimmabgabe verstand man jedoch nicht als Individualrecht; stattdessen bekam jeder Stamm (lat. tribus, abgewandelter Begriff von den ursprünglich drei Stämmen, die anfänglich das Volk der Römer bildeten N36) eine Stimme in einer Art repräsentativem System. Demnach gab es ein Komitee von 30 Abgeordneten der verschiedenen Gruppen bzw. Stämme, also ein Parlament der Plebejer. Darüber hinaus existierte nun ein Militär-Komitee. Der Trick dabei war allerdings, dass dieses Komitee nach Besitzstand unterteilt war; 89 dieser Stimmen waren von der Klasse der reichen Landbesitzer okkupiert, deren Mehrzahl den alten aristokratischen Clans angehörte. Damit behielten sie weiterhin den entscheidenden Einfluss, also die Macht. Die Neureichen dieser republikanischen Gesellschaft konnten allerdings daran teilhaben; sie durften sogar Senatoren werden, wenn auch nur als „Assoziierte“ (lat. conscripti); zusammen genommen stellten die Senatoren eine Mehrheit von 89 gegen 85 und konnten deshalb diese neue Timokratie etablieren. Übertragen auf beispielsweise das heutige britische System, war die Mehrheit der Sitze im Unterhaus von Patriziern besetzt, die ebenfalls im Oberhaus saßen, dem Römischen Senat. Ein teilweiser Ausgleich der Machtverteilung gelang zwar zwischendurch angesichts des Unterschieds in den Populationszahlen, denn die Plebejer übertrafen die reiche Minorität bei weitem. Dennoch war angesichts dieser ungesunden Imbalanz der Bürgerkrieg letztlich nicht zu vermeiden. Dabei war dieser Klassenkampf gar nicht der unmittelbare Auslöser, sondern Auseinandersetzungen innerhalb der Klasse der Plebejer selbst. Wie wir alle wissen, endete dies alles letztlich mit kaiserlicher Macht, eingeleitet durch Octavian, den schmächtigen Adoptivsohn Caesars, der zu Kaiser Augustus wurde. Er war es, der im Jahr 29 v. Chr. die “Pax Romana“ verkündete. Nun hatte das Volk den lange ersehnten Frieden und einen anbetungswürdigen Führer – aber sie verloren ihre Republik, was sie ihnen auch immer wert gewesen sein mag.


Renaissance einer Sozialordnung im Europa der Neuzeit


Wie konnte die Demokratie in der Neuzeit wiedererstehen? Hat sie jemand neu erfunden? Und wenn ja, wer, welches Volk oder Land? N371


Was die Demokratie Athens betrifft, so haben die Menschen des Mittelalters davon erfahren, als der Dominikaner Willem van Moerbeke um 1260 – angeblich auf Anregung und Ersuchen von Thomas von Aquin - den „Staat“ („Politeia“) von Aristoteles aus dem Griechischen ins Lateinische übersetzt hatte. Der griechische Text mag ihm zufällig in die Hände gefallen sein, denn er war zu jener Zeit Erzbischof von Korinth. Kaum fertig, wurde der Text Berichten zufolge in Eile kopiert und an alle Universitäten der Zeit verteilt.


Die Renaissance war kein politisches Phänomen am Ende des Mittelalters; vielmehr handelte es sich um eine Art Kulturrevolution, ausgelöst durch mehrere Faktoren: zum einen war der mittelalterliche Gottesstaat am Abstieg, denn viele Menschen hatten sich zu fragen begonnen, wie ein gütiger Gott es zulassen konnte, dass all die schrecklichen Ereignisse über sie hereingebrochen waren: Pest und Hungersnöte hatten die Bevölkerung in manchen Regionen Europas halbiert.N37 Zum anderen verbreitete sich das Wissen der Antike nach dem Ende der Maurischen Reiche in Spanien und nach dem Fall von Konstantinopel im Jahr 1453. Dazu kam, dass sich das gesamte geographische Weltbild mit einem Mal – diesmal unwiderruflich – radikal änderte: der amerikanische Kontinent wurde entdeckt, Menschen begannen, den Globus zu umsegeln, ohne am Rande der Welt abzustürzen. Aber nicht genug: in der Folge der Aufstände gegen den schamlosen Machtmissbrauch der Päpste taumelte die europäische Christenheit in ihr nächstes großes Schisma.


 Eine Reihe intellektueller Köpfe erwachte aus einer Art von mittelalterlicher Trance mit ihren vorbestimmten Erklärungen der Welt, und schlich sich heimlich um das absolute Verbot, vom Baum der Erkenntnis zu essen. Wissenschaft begann, als sie ihre Augen öffneten und die wirkliche Welt betrachteten ebenso wie die wirkliche Situation des Menschen in ihr. Die antiken Schriften der frühen Philosophen faszinierten und prägten sie. Über Toledo und Konstantinopel hatten sie ja nun Zugang zu Übersetzungen davon; die Mehrzahl der Originale war in den Jahren des Verfolgungs- und Indoktrinierungsterrors in einer ersten Inquisitionswelle der frühen Christen in privaten und öffentlichen Bibliotheken – nicht nur in Alexandria – als „pagane“ Schriften für heidnische Zauberei aufgestöbert, verboten und verbrannt worden.N38 Der Gottesstaat der katholischen Christen überwachte und beeinflusste einen Großteil von Europas Politik durch etwa 1500 Jahre: Zuerst war es die Macht des Römischen Kaisers, die der Papst als Stellvertreter Gottes auf Erden erbte, und deren weltlichen Anteil er als besonderes Privileg dem Römischen Kaiser als dem General seiner irdischen Schutzmacht abtrat. Im Laufe der Zeit ersannen die weltlichen Regenten jedoch zunehmend erfolgreiche Wege, sich selbst als direkt „von Gottes Gnaden“ eingesetzt zu bezeichnen, ohne deshalb der Exkommunikation anheimzufallen. Der Kampf ging über Jahrhunderte, seine Geschichte ist reich an bedeutungsschweren Dramen, der Canossa-Gang ist zweifellos das bekannteste. Erst gegen Ende des 18. Jahrhunderts endete der Machtkampf, als die Politik säkularisiert und damit Staat und Kirche voneinander getrennt wurden.


 Nun wollen wir aber zum Beginn der neuzeitlichen Geschichte am Ende der Völkerwanderung zurückkehren, um die ersten Anfänge von Demokratie ab dem Frühmittelalter aufzuspüren; hier lassen sich vier verschiedene Spuren verfolgen:


Die erste besteht aus einer Reihe von Varianten früher direkter Demokratie in Form regelmäßiger Treffen und Abstimmungen. Sie wurden von einwandernden Volksstämmen importiert, so wie das germanische „Ding“ oder „thing“ – der römische Geschichtsschreiber Tacitus berichtete darüber um 100 n. Chr. Es soll auch eine Vorstufe des angelsächsischen “witenagemot” sein, von dem man annimmt, dass es Simon de Montfort für sein Englisches Parlament des Jahres 1265 inspirierte.N39 Auch die Wikinger scheinen eine derartige Form früher direkter Demokratie praktiziert und schließlich bis nach Island getragen zu haben; dort ist sie um das Jahr 1000 erstmals dokumentiert.


Eine zweite Quelle demokratischer Regeln entsprang aus dem Protest der angelsächsischen Stammbevölkerung, oder genauer gesagt ihrer Aristokraten, gegen das normannische Regime nach der Invasion von 1066: sie resultierte 1215 in der Magna Charta und in schrittweise weiterführenden Zugeständnissen von Rechten auch für die wohlhabende Bürgerschaft, letztlich dann zum „House of Commons“ des 14. Jahrhunderts.


Der dritte Ursprung neuer Ideen war der zuvor schon erwähnte, wiederentdeckte antike Wissensschatz, der nun Europa am Umweg über die islamischen Reiche Spaniens und Byzanz‘s erreichte, Wissen, das die gedankliche und damit kulturelle Renaissance und letztlich auch das Zeitalter der Aufklärung anstoßen sollte.N40


Die vierte Kraft in der Geschichte des Aufruhrs gegen imperiale Macht war der regionalen Bevölkerung selbst entsprungen: Zuerst hatte sie sich im 13. bis 14. Jahrhundert in der Schweiz als die „Alte Eidgenossenschaft“ manifestiert, besiegelt mit der legendären Schlacht von Sempach, die mit der Vertreibung der Habsburger Regenten aus dem Land endete – begonnen hatte die Legende mit dem Freiheitskämpfer Wilhelm Tell und dem “Rütlischwur” am Vierwaldstättersee. Aus dieser Zeit sind auch Bauernaufstände in Frankreich und England bekannt; im 15. und frühen 16. Jahrhundert gab es sie auch in Österreich, Schweden, Deutschland und den Niederlanden. Ihr Beginn markiert einen tiefgreifenden Wandel in der gesellschaftlichen Ordnung und teilt damit das Mittelalter nachgerade entzwei. Eigentliche Ursache hierfür war allerdings nicht der Mensch, sondern die Umwelt: die Pest und der Klimawandel in der „kleinen Eiszeit“ mit ihren Hungersnöten. Diese Aufstände blieben jedoch stets nur regionale Vorboten des großen Feuersturms, dessen Ausbruch jenes Funkens bedurfte, den Luther unbedacht in dieses Knistern warf.


 Der Sieg der Schweizer gegen die Habsburger Herrscher wurde zum Modell für die „Republik der Sieben Vereinigten Provinzen“ der Niederlande, die ebenfalls den Habsburgern abgetrotzt wurde, wenn auch auf einem wesentlich längerdauernden und komplizierteren politischen Weg. Schon 50 Jahre vor diesem Aufstand der Niederländer war die Habsburger Hausmacht mit einer dritten Rebellion befasst: Bauern des schwäbischen Alpenvorlandes forderten Befreiung von der Leibeigenschaft und Menschenrechte entsprechend den Worten der Bibel, Worte, die jedem Menschen direkt von Gott gegebene Rechte übermitteln. Diesen Aufruhr hatte der Wittenberger Theologieprofessor Martin Luther ganz unabsichtlich ausgelöst, als er mit seinen Kollegen für einen Protest gegen den nachgerade unsittlichen Machtmissbrauch des Papstes gewinnen wollte. In der Bauernbewegung wurde diese Auflehnung verallgemeinert und richtete sich nun gegen jegliche unterdrückende Obrigkeit. Im Jahr 1525 forderten sie mit den „12 Artikeln“ von Memmingen, einer frühen Form von Verfassung, grundlegende Rechte und Freiheiten für die Bürger – ein Vorläufer der heutigen bundesdeutschen Verfassung.38 Im Gegensatz zur Entwicklung in England mit dem schrittweisen Zugeständnis von Rechten in der Sozialhierarchie von oben nach unten handelte es sich bei dieser Forderung der Schwaben um einen Gesellschaftsvertrag, der aus dem Volk von unten herauf konstruiert war. Demnach führen die aufständischen Bauern ihrem dritten Artikel an: “Darum erfindet sich mit der Schrift, dass wir frei sind und sein wollen.” In Artikel 6 steht die Forderung nach Befreiung von der Leibeigenschaft mit den Worten “... soll man der Frondienste wegen … ein ziemliches Einsehen haben ... “. In Artikel 8 fordern sie eine gerechtere Berechnung der Pachtabgaben, in Artikel 9 ein Ende der Willkür in der Gerichtsbarkeit, in Artikel 11 eine Abschaffung der Erbschaftssteuer, welche die Witwen und Kinder in Verarmung und Elend stürzte. Mit diesem Dokument manifestiert der Aufstand das Ende der mittelalterlichen Gesellschaft in ihrem festgefügten Ständestaat.


 A.C. Grayling 11 beschreibt also den Verlauf der Geschichte nicht ganz genau, wenn er unter Hinweis auf den Bauernaufstand von 1647 während des englischen „Civil War“ feststellt, dass “es ziemlich sicher seit den Debatten in der Athenischen Agora vor zweitausend Jahren nichts derartiges gab”, als sie in ihrer “Vereinbarung des Volkes ... (fast) uneingeschränktes Wahlrecht für Männer, Wahlen alle zwei Jahre, gerechtere Besteuerung, Gleichheit vor dem Gesetz, Gerichtsprozesse in englischer Sprache und eine schriftlich niedergelegte Verfassung“ * forderten. Die Rebellen und ihre Anführer, Cromwell und sein Schwiegersohn Ireton, hatten sich ebenfalls, wie die schwäbischen Bauern, aber eben über 120 Jahre später, für Beratungen zu den sogenannten “Putney Debates” N41 versammelt: dabei forderte eine Gruppe, die „Levellers“, allgemeines Wahlrecht (allerdings nur für Männer) als ein Naturrecht (wohl unter Bezug auf John Locke), die andere jedoch wollte das Wahlrecht auf Landbesitzer beschränken.N42


 Letztlich war das Resultat für die Leute von Putney nicht besser als für die Schwaben: im englischen Fall „inaktivierte“ Cromwell die demokratischen Forderungen; im Heiligen Römischen Reich am Kontinent gewann die katholische Macht wieder die Oberhand gegen die Protestanten. Die kleinen Leute wurden mit einigen Konzessionen aus der Liste ihrer 12 Forderungen abgespeist. Kaiser Karl V. resignierte jedoch ob des nicht mehr zu beherrschenden Konfliktes, der letztlich im 30-jährigen Krieg ab 1618 kulminieren sollte. Er hatte sich wiederholt, und zuletzt mit dem „Großen Speyrer Judenprivileg“ im Jahr 1544, für mehr Toleranz gegenüber den jüdischen Einwohnern eingesetzt. Schließlich zermürbte ihn wohl am meisten das regionalistisch-engstirnige und eigensüchtige Denken der Fürsten und Grafen; ein Jahr nach dem Augsburger Religionsfrieden von 1555 dankte er ab. Auch an diesem Punkt erliegt Grayling einer „alternativen” Interpretation der Geschichte – ich würde sagen, dass er dieses Augsburger Edikt falsch herum erklärt, wenn er schreibt: “die Untergebenen mussten die Konfession ihrer Herrscher akzeptieren”.* 11 Denn tatsächlich lautet der Spruch “wes der Fürst, des der Glaub’ – cuius regio, eius religio”. Damit sollte es – und dabei handelt es sich um die entscheidende Resignation des Kaisers – den Fürsten überlassen bleiben, ihrerseits über die Religion in ihren Ländern zu befinden, weil er selbst eine reichsweite harte Entscheidung im Interesse des Katholizismus nicht mehr persönlich verantworten wollte. Auch den Fürsten blieb also die Wahl offen, beide Religionen oder irgendeine andere zuzulassen. Vor allem bedeutete Augsburg nicht, dass sich Fürsten nun ihrerseits gegen die Mehrheit ihrer Bevölkerung stellen würden. In protestantischen Regionen hatte das Volk längst selbst entschieden und ihre Fürsten waren ihnen dabei gefolgt; deshalb hatten sie ja in Augsburg im Interesse ihrer Bürger gegen den Kaiser gestimmt.


 In den darauffolgenden 50 bis 100 Jahren steuerte das Britische wie das Heilige Römische Reich schweren Zeiten entgegen: der Bürgerkrieg auf der einen, der Dreißigjährige Krieg auf der anderen Seite des Kanals – Karl V. hatte die Katastrophe kommen gesehen und wusste keinen Ausweg; aber nicht nur kaiserliche Machthaber ergaben sich:


 Halb versteckt vor der Geschichte steht Machiavelli mit seiner heimlichen Befürwortung republikanischer Demokratie; im Vordergrund steht sein Name für ganz gegenteilige Vorstellungen, denn er verbarg seine republikanischen Ideen sehr umsichtig in seinen Texten, um in seiner Position zu überleben – trotzdem nicht gut genug, wie seine Lebensgeschichte ausweist: ständig zwischen Freiheit, Gefängnis und Exil, schreibt er mit in der Folter gebrochenen Fingern: “ Ich sage nie mehr, was ich glaube, und glaube nie mehr, was ich sage, und wenn mir doch einmal ein wahres Wort entschlüpft, verstecke ich es gleich hinter soviel Lügen, dass es nicht wieder zu finden ist.” 39 – Machiavelli schreibt und handelt in erster Linie für sein Fortkommen und seine Karriere, verbirgt seine wahre Einstellung und seine Kritik; letztlich kann er jedoch nicht umhin, seinem Herzen Luft zu machen:“ Alle Macht ist Raub und all ihre Rechtfertigung pure Ideologie ”, und: “Täuschung und Gewalt auf der Seite der Mächtigen, Angst und Aberglaube bei den Unterdrückten” stabilisieren die missbrauchte Macht, und letztlich: “wo viele die Gesetze übertreten, wird niemand belangt.” Machiavelli träumt von einer direkten Demokratie nach Art der Schweiz; erst nach dem Tod von Papst Leo X. im Dezember 1521 wagt er sich mit der Idee hervor “… eine Republik zu schaffen, die sich auf den gemeinsamen Nutzen aller Bürger gründete: Kein Gesetz ist vor Gott und den Menschen lobenswerter als die Ordnung, die eine wahre, einige und heilige Republik begründet, in der man frei beratschlagt, klug diskutiert und das Beschlossene getreulich ausführt”. 39 Ein anti-platonischer Traum, in dem er die Menschen - anstatt den weisen Herrscher - gewähren lässt, und ihnen ihr Versprechen ungeprüft abnimmt, von nun an gut zu sein.


 In gewisser Weise hatte Italien begonnen, sich ähnliche Probleme zu machen wie einst die Stadtstaaten des antiken Griechenland: wann immer dominante Familien-Clans vom „Heiligen Römischen Reich“ (so benannt seit 1254) unabhängig, oder autorisiert wurden, kämpften sie gegeneinander um Macht, Einfluss und Reichtum, während ihre „Republiken“ irgendwo zwischen Demokratie und Tyrannei schwankten. Auch Dante Alighieri lebte in ähnlich konstantem Chaos und erlitt ein Schicksal vergleichbar jenem Machiavelli’s.N43 Alle diese ersten mutigen Männer riskierten ihr Leben, wann immer sie am Bereich kirchlicher Machtansprüche rührten. Niemand wird Jenen einen Vorwurf machen, die Wege fanden, ihre eigene Hinrichtung im Verlauf ihrer Verfolgung zu umgehen, wie Galileo Galilei mit seinem Hausarrest als mildem Gefängnis. Aber da kamen noch ganz andere, wie wir gleich feststellen werden:


 Die Revolten des 16. Jahrhunderts gegen den päpstlichen Absolutismus und Machtmissbrauch resultierten politisch im 17. und 18. Jahrhundert in einem noch weiter zunehmenden Absolutismus, während Philosophen weiter fortschritten in die Ära der Aufklärung, nun da die Texte von Platon und Aristoteles das Tor dorthin geöffnet hatten. Der intellektuelle Geist hatte sich vom religiösen Dogma als Führer in und durch das Leben gelöst. Das selbstbewusste Individuum begann, sich zu sich selbst, seiner Bedeutung und seinen sozialen Rechten zu wenden.


 Thomas Hobbes machte 1651 in seinem Buch „Leviathan“ die Sicherheit des Individuums zu einem Kernpunkt seiner politischen Ideologie: zwar genießt der Monarch absolute Macht N44, jedoch unter der Bedingung, die Sicherheit seiner Untertanen zu gewährleisten – letzteres eine Schwachstelle in seinem Konstrukt, weil nämlich das Volk darin die Möglichkeit hat, ihn zu beseitigen, wenn er diese Sicherheit nicht mehr gibt. Damit ist er nicht mehr unantastbar, herrscht nicht mehr absolut. Dennoch verkörpert der Monarch diese Verpflichtung, indem er symbolisch aus seinen Untertanen besteht: das Titelbild der Originalausgabe von „Leviathan“ zeigt den Körper des Monarchen zusammengesetzt aus seinen Untertanen. Damit wird auch verdeutlicht, dass das Individuum nicht sich selbst gehört, sondern der Gesamtheit der Gesellschaft und ihrer Kultur. Nach Hobbes‘ Ansicht, einem säkularen Royalisten, unterstützt die Demokratie das Gemeinwohl nicht, wohl aber den gesellschaftlichen Zerfall.32, N45


 Im Gegensatz dazu fand John Locke, der Begründer des Liberalismus11, N46, 34 Jahre nach Hobbes geboren, dass der Einzelne frei sei und sich selbst gehöre. Sein „Naturgesetz” mit dessen Recht auf Leben, Freiheit und Besitz ist jedoch in mehrfacher Hinsicht anfechtbar, wie ich auch in Kapitel II besprechen werde.N47Abgesehen von einer Verknüpfung zwischen den Begriffen „Freiheit“ und „Besitz“ tut sich daran die interessante Frage auf, wem der Einzelne aus einer Gemeinschaft nun tatsächlich gehört: einerseits in der Tat ein Individuum, wäre er andererseits dennoch ohne andere Menschen, eine Gemeinschaft, nicht einmal geboren worden und hätte sich ohne sie nicht zu diesem menschlichen Individuum entwickeln können.N48


 Locke und Hobbes lebten beide jeweils in der Atmosphäre einer instabilen politischen und sozialen Ära, mit anderen Autoren und Meinungen um sie herum, auf die sie antworteten und reagierten, mit denen sie übereinstimmten oder nicht. Das Lebensgefühl in dieser Ära können wir nur erahnen und vorgeben, es tatsächlich zu verstehen. Ihre publizierte Meinung ist jedenfalls ein Kompromiss zwischen ihrem Lebenswillen und ihrer wahren Überzeugung – wie bei Machiavelli. Und dennoch scheint klar hervorzuleuchten, dass Locke näher an demokratische Ansichten reicht, vorausgesetzt man akzeptiert die These, dass Locke „Gott“ nur deshalb als Eigentümer des individuellen Lebens beschrieb, um damit in einer politisch schwierigen Zeit seine eigene Haut zu retten.N49. N50 Dennoch musste auch er, wie schon zuvor Machiavelli, Dante und andere, im Jahr 1683, nach Holland ins Exil fliehen, ebenso wie Hobbes in den frühen 1640er Jahren nach Paris geflüchtet war, und 1648 weiter nach Holland, wo er als Lehrer des Prince of Wales tätig war.


 Ein halbes Jahrhundert nach Locke, während England’s “Glorious Revolution”, wurde in Frankreich ein Mann geboren, der ebenfalls ein ähnliches Schicksal von Verfolgung aus religiösen Gründen durch sein Vaterland erlitt: Montesquieu; sein 1748 veröffentlichtes Buch “De L’Esprit des Lois” (Vom Geist der Gesetze) wurde zu einem bestimmenden Leitfaden für die Verfassung der Vereinigten Staaten von Amerika und damit letztlich für die Demokratie auch in Frankreich und ganz Europa. Die theoretische Basis für moderne Demokratie als politisches System begann mit Montesquieu’s Vorschlag einer Gewaltenteilung, sie hielt Eingang in die Verfassung der USA als „checks and balances“. Interessanterweise war auch er ein Aristokrat und Freimaurer, ähnlich einer Reihe von Monarchen in Österreich und Deutschland mit deren tiefem Interesse an der Philosophie der Aufklärung. Montesquieu schlug eine Trennung von Legislative, Exekutive und Judikative vor, sah jedoch die Regierungsmacht weiterhin in der Hand einer Monarchie und – einer sogar erblichen - Aristokratie. Dessen ungeachtet sollten auch die normalen Leute in ihren Lebensbedingungen eine Verbesserung erfahren, und eine Befreiung aus den Klauen des Klerus als Nebeneffekt. Als Ironie der Geschichte beschreibt Grayling, dass Montesquieu sein Werk am englischen System orientiert, dieses jedoch falsch interpretiert habe.11, N51 Für weitere Ironie im Zusammenhang mit der Entwicklung der modernen Demokratie sorgte auch ein anderer französischer Polit-Philosoph:


 Jean-Jacques Rousseau wurde mit seinem „Sozialkontrakt“ als einflussreicher Autor im Europa des 18. Jahrhunderts weithin bekannt und ohne eigenes Zutun – eigentlich sogar gegen seine Überzeugung – einer der Väter von Revolution und Wechsel zu Republik und Demokratie. Obwohl er sich sehr deutlich kritisch über Demokratie geäußert hatte, gilt er als posthumer Held der Französischen Revolution; zusammen mit Kant’s Staat von Engeln verlagerte er sie in einen politischen Himmel: “Gäbe es ein Volk von Göttern, ihre Regierung wäre demokratisch. Ein derart perfektes System taugt nicht für Menschen.” *12 Und weiter: “… es gibt keine Regierung, die so anfällig ist auf Bürgerkrieg und Agitation wie die demokratische oder völkische Regierung, weil es keine andere gibt die eine derartig starke Tendenz dazu hat, sich kontinuierlich in einer Form zu verändern, oder die mehr Aufmerksamkeit und Mut zu ihrer Aufrechterhaltung verlangt wie sie”.*12 Der Polit-Philosoph Tom Christiano fasst es so zusammen: “Jean-Jacques Rousseau (1762, Buch II, Kap. 1) ... argumentiert, dass die formale Abart von Demokratie der Sklaverei verwandt ist, wohingegen nur solide egalitäre Demokratien politische Legitimität besitzen”.* 32 In seinem “Sozialkontrakt“ erinnert uns Rousseau auch daran,12 dass die Gewaltenteilung keine neue Idee war sondern so alt wie der antike Vorgänger der Demokratie: “Als Lykurg [der legendäre Begründer der Gesetze Sparta’s um 800 v. Chr.] seinem Land die Gesetze gab, stieg er zuerst von seinem Königsthron und dankte ab”.*


 Ein ähnliches Beispiel erwähnt Konfuzius (551-479 v. Chr.): er bewunderte Kaiser Wu Tai Bo, (einen frühen Herrscher der Zhou-Dynastie und direkten Abkömmling des legendären „Gelben Kaisers“, des Ur-Herrschers von China), weil er dreimal auf seinen Thron verzichtete.N52


 Mit seiner Definition vom “Allgemeinen Willen”, den er mit dem Gemeinwohl gleichsetzte,N53, N54 im Gegensatz zum “Willen Aller”, schuf Rousseau erhebliche Verwirrung – er hatte versucht, die Souveränität des Volkes in einer demokratischen Republik zu erläutern. Dabei vergaß er allerdings zu bedenken, dass man es nun mit großen Ländern und einer inhomogenen Bevölkerung zu tun hatte, nicht mehr nur mit einem Stadt-Staat oder Schweizer Kanton; offensichtlich war er als Genfer dabei in einer nostalgischen Vision von direkter Demokratie in seiner Schweizer Heimat gefangen.


Die Theorie von einem „Allgemeinen Willen“, der sich niemals irren kann, manövrierte das gesamte Konzept von demokratischer Republik in die Ecke einer ihrer intrinsischen Schwachstellen mit der Gefahr der Selbstzerstörung, weil das Volk bei Wahlen aus Unverstand eine grundfalsche Entscheidung treffen könnte. Eben diese Entdeckung machte Rousseau schließlich zu einem unversöhnlichen Gegner von Demokratie. Seine Ansichten von Erziehung, weithin bewundert, vor allem in aristokratischen Kreisen, waren für eine erfolgreiche Veränderung der menschlichen Natur als Voraussetzung für seine ideale Gesellschaft nicht überzeugend, denn er konnte nicht wirklich darlegen, wie man zu diesem Ziel kommen sollte.N55, N56 Aus diesem Grund fand er zu Lebzeiten auch keine breite Anerkennung in politischen Kreisen, denn es blieb unklar, auf welche Weise seine Vorstellung von der Souveränität des Volkes in die wirkliche Welt übertragen werden könnte. Damit wurde er zu einem „Theoretiker der Volkssouveränität”.13, N57 Hin- und hergeworfen zwischen leidenschaftlicher Bewunderung auf der einen und Ablehnung bis hin zu Verfolgung und Verbannung auf der anderen Seite blieb auch er im Grunde nahezu sein Leben lang ein Verfolgter, der sich obendrein mit nachgerade allen seinen Freunden überwarf N58 und sich auch nicht vor weiterer selbstschädigender Tätigkeit scheute, wie zum Beispiel der zynischen Kritik am britischen parlamentarischen System während seines Aufenthaltes in England. Nicht alle Kritik an seiner Persönlichkeit scheint ungerechtfertigt, besonders mit Hinblick auf umstrittene Bereiche seiner Lebensführung: immerhin wollte er, der Pionier moderner Erziehung, seine eigenen Kinder in ein Findlingsheim und im Weiteren in ein Waisenheim geben. All dessen ungeachtet wurde Rousseau zum posthumen Helden der Französischen Revolution; einige seiner Theorien fanden ihren Weg in die französische Verfassung. Robespierre berief sich auf ihn bei seiner Entwicklung einer „zivilen Religion“ – und scheiterte.


 Aber kehren wir nochmal zurück zum Ablauf der Ereignisse und der Entwicklung der philosophischen Ideen und Statements des Zeitalters der Aufklärung, die letztlich in der ernüchternden Grausamkeit der Französischen Revolution gipfelten:


Die Aufklärung, Kant und die Demokratie


Immanuel Kant und die Demokratie


 Der Professor für Philosophie an der Universität zu Königsberg wurde mit seiner Denkschrift zum Entzünder der Fackel des Zeitalters der Aufklärung. Gleichzeitig machte er jedoch äußerst klar, dass Demokratie nach seiner Auffassung nicht die Lösung sein konnte, weil immer wieder derselbe Mechanismus eingreifen und die Menschen zu neuer Unterwerfung verführen werde. Sehen wir uns also seinen Appell aus 1784 an – und seine Zweifel:


 “Aufklärung ist der Ausgang des Menschen aus seiner selbstverschuldeten Unmündigkeit. Unmündigkeit ist das Unvermögen, sich seines Verstandes ohne Leitung eines anderen zu bedienen. Selbstverschuldet ist diese Unmündigkeit, wenn die Ursache derselben nicht am Mangel des Verstandes, sondern der Entschließung und des Mutes liegt, sich seiner ohne Leitung eines andern zu bedienen. Sapere aude! Habe Mut, dich deines eigenen Verstandes zu bedienen! ist also der Wahlspruch der Aufklärung.“ 40


 Unverzüglich folgt im Text jedoch der Hinweis darauf, dass sich bei jeglichem zögerlichen Bemühen um Selbstbestimmung schnell Berater anbieten, die einem sagen, was man für sich selbst wolle:


 „… daß der bei weitem größte Teil der Menschen (darunter das ganze schöne Geschlecht) den Schritt zur Mündigkeit, außer dem daß er beschwerlich ist, auch für sehr gefährlich halte, dafür sorgen schon jene Vormünder, die die Oberaufsicht über sie gütigst auf sich genommen haben.” 40


 Kant ist aber auch besorgt um jene Minderheiten, die in der Demokratie umgehend von der Mehrheit zurückgelassen würden: „Unter den drey Staatsformen ist die der Demokratie , im eigentlichen Verstande des Worts, nothwendig ein Despotism , weil sie eine exekutive Gewalt gründet, da alle über und allenfalls auch wider Einen (der also nicht mit einstimmt), mithin Alle, die doch nicht Alle sind, beschließen; welches ein Widerspruch des allgemeinen Willens mit sich selbst und mit der Freyheit ist“.41 Kant, mit dem sich Monarchen berieten, repräsentierte den „aufgeklärten Absolutismus“ und schrieb dazu “... daß sie eine dem Geiste eines repräsentativen Systems gemäße Regierungsart annähmen, wie etwa Friedrich II. wenigstens sagte: er sey bloß der oberste Diener des Staats, da hingegen die demokratische es unmöglich macht, weil Alles da Herr seyn will.”41


 So wie Kant gelang es auch praktisch allen anderen Denkern der Zeit nicht, ein allgemein anwendbares Konstrukt zu schaffen. Ein Beispiel ist der Anspruch aus seinem “kategorischen Imperativ”, der mit den sozialen und geographischen Grenzen der wirklichen Welt in Konflikt gerät: demnach gilt für Migranten und Asylsuchende nicht, dass man nur handeln soll, wenn man das eigene Tun zum allgemeinen Prinzip erheben kann; denn einerseits will kein Asylsuchender auf der Flucht zurückgewiesen werden, andererseits aber kann dieses Recht nicht grenzenlos jedermann und zur freien Wahl des gewünschten Aufnahmelandes zugebilligt werden, insbesondere wenn man bedenkt, welcher Ansturm auf einzelne Länder für die künftigen Jahre zu erwarten ist.



Aufklärung und Absolutismus: Synchroner Synergismus und Antagonismus


 Im Zeitalter der Aufklärung erfuhren zwar Toleranz, empathische politische Führung und entsprechende Sozialreformen zunehmende Akzeptanz und wurden auch zwischen Regenten und Philosophen in lebhaften Diskussionen erörtert; dies alles geschah und blieb jedoch im Rahmen absolutistischer Herrschaft: „aufgeklärter Absolutismus“, auch „aufgeklärter Despotismus“ genannt, war in Mode gekommen. Es mag in der Tat die bemerkenswerteste Tatsache rund um die Aufklärung am europäischen Kontinent sein, dass Monarchen von Gottes Gnaden und andere Herrscher und Aristokraten im Zeitalter des Absolutismus gleichzeitig – heimlich oder sogar bekanntermaßen – Mitglieder in Freimaurerlogen waren, jenen Brutstätten von Liberalismus, Säkularismus - und letztlich auch der Demokratie. Einige von ihnen setzten Ideen von dort direkt in soziale Reformen um, wie Friedrich II., der Große von Preußen, oder wie Fürst Albert von Sachsen-Teschen5, Fürst Karl August von Hardenberg, der in Preußen größere regional-politische Autonomie einführte. Auch Mitglieder des Hauses Habsburg zählten dazu, wie Erzherzog Johann, der 1848 auch zum Reichsverweser der Frankfurter Nationalversammlung gewählt wurde. Sie alle standen dort – sozusagen Seite an Seite- mit Revolutionären wie Simon Bolivar, Garibaldi, Dombrowski und dem Ungarn Kossuth. Auch der Zeitgenosse von Friedrich dem Großen, der erste Präsident der USA, George Washington, wie auch der französische Politiker Talleyrand, England’s Duke of Wellington, Louis Bonaparte, König der Niederlande, spätere preußische Könige wie Friedrich-Wilhelm II. und Wilhelm I., die britischen Könige Edward VII., Edward VIII. und George VI., sogar Kemal Atatürk – sie alle waren Freimaurer. Aus den Reihen der Wissenschaftler, Philosophen und Künstler stechen Namen wie Newton, Voltaire, Diderot, Lessing, Kleist, Goethe, Dickens, Wilde, Heine, Stendhal, Puschkin und Victor Hugo hervor.



Aufgeklärte Politik des 17. und 18. Jahrhunderts


 Moderne Wohlfahrtseinrichtungen wie Krankenhäuser, Sozialversicherung und Landwirtschaftsreformen waren kein Produkt der Demokratie sondern des „aufgeklärten Absolutismus“, eingeführt von absolutistischen Monarchen am Vorabend des Zeitalters der Revolutionen: so wurden zu jener Zeit Allgemeine Krankenhäuser in europäischen Hauptstädten errichtet, zum Beispiel in Wien, begonnen 1693 unter Kaiser Leopold I., aber 1784 renoviert und erweitert durch Kaiser Joseph II. Seine Mutter, Kaiserin Maria Theresia, hatte ihren Leibarzt Van Swieten – ein weiteres Mitglied der Freimaurer – mit der Organisation der akademisch-medizinischen Lehre beauftragt. Das Hôtel Dieu in Paris wurde ab 1801 unter Napoleon Bonaparte renoviert. In Dänemark führte König Christian’s VII. Leibarzt Struensee um 1815 umfassende Reformen des Gesundheitswesens ein; er wurde jedoch kurze Zeit darauf im Rahmen der pan-europäischen Restaurationsbewegung ermordet.


Im habsburgischen Österreich wurde die Todesstrafe 1786/87 unter Kaiser Joseph II. beendet, allerdings nach seinem Tod im Jahr 1803 wieder praktiziert.N59 Die allgemeine Schulpflicht wurde in Österreich 1774 eingeführt (über 100 Jahre später im Britischen Empire N60). Die Sklaverei wurde zuerst nicht durch Toleranz und Liberalismus in der Demokratie abgeschafft, sondern bereits 1781 durch den absolutistisch regierenden Kaiser Joseph II. Diese Gegebenheit war dem Politologen Tom Christiano offenbar nicht bekannt, als er schrieb: “… ein markantes Beispiel ist das Aufkommen eines Konsens gegen die Zulassung der Sklaverei in den Gesellschaften des 19. Jahrhunderts“.* 32, 42 Nicht die Gesellschaft des 19. Jahrhunderts sondern Philosophen des 18. Jahrhunderts regten Monarchen dazu an, mehr Toleranz walten zu lassen. Im Gegensatz dazu wehrten sich die Bürger anfangs sogar gegen die Beendigung der Sklaverei, aus welchem Grund auch immer – die USA sind ein Beispiel. Nach dem Dekret von Kaiser Joseph II. folgten die Briten im Jahr 1792 (1808), Frankreich 1848, Russland 1861 unter Zar Alexander II., Portugal 1869. In den USA wurde die Sklaverei erst 1863-1865 abgeschafft, nach dem Ende des Bürgerkrieges, der darüber ausgebrochen war.


Zar Alexander II. wurde trotz seines Bemühens um Reformen von einem Revolutionär ermordet. Desgleichen endete Ludwig XVI. von Frankreich trotz seiner Versuche um eine Steuerreform gegen die Interessen seiner Aristokraten am Schafott der Revolution. Friedrich II., der Große, erklärte sich selbst zum ersten Diener seines preußischen Volkes (auf seinem Grab liegen bis heute stets einige Kartoffel, zur Erinnerung an sein Bemühen um eine Agrarreform: er hatte wiederholt angeregt, zur Bekämpfung der Hungersnöte Kartoffel statt Weizen anzubauen). Seine 15 “Kartoffel-Befehle” weisen darauf hin, dass selbst wohlwollende absolutistische Herrscher ähnliche Probleme bei der Umsetzung von Änderung haben können wie die Politiker in jeder anderen Regierungsform. LeBon hatte also offenbar auch in diesem Punkt recht, wenn er schrieb, dass die Stimmung des Volkes der eigentliche Regent sei, und seine abergläubischen, halsstarrigen Überzeugungen. Katharina die Große machte ähnliche Versuche und Erfahrungen in Russland. Was die Bemühungen von Monarchen anlangt, religiöse Toleranz durchzusetzen – und den jeweiligen Widerstand ihrer Völker – so habe ich hierzu in Anm.N61 einige Beispiele aus verschiedenen Jahrhunderten und Kulturkreisen aufgesammelt.


Einige Aspekte dieser historischen Wirklichkeit hinter falschen Ansichten über die Benefizien von Demokratie erinnern an Hobbes‘ Leviathan – aber auch an Rousseau mit seiner Definition von Souveränität bzw. seinem darin versteckten Hinweis: ein Monarch kann demnach durchaus eine pro-soziale Einstellung repräsentieren dadurch, dass er sich selbst als Teil des Ganzen darstellt.N62 Letzten Endes wäre dann also ein Monarch an der Spitze einer konstitutionellen Monarchie kein grundlegendes Problem mehr, sobald eine Verfassung im Sinne des Volkes bzw. ein entsprechender Sozialkontrakt abgeschlossen wäre; dies bestätigen ja auch Rousseau, Abbé Sieyès 6 und selbst Robespierre.13 Kant hatte ohnedies für einen aufgeklärten Absolutismus plädiert, indem er beispielsweise schrieb, dass der Gesetzgeber nichts anderes zu tun hätte als seine Gesetze so zu gestalten “als ob sie aus dem vereinigten Willen eines ganzen Volkes haben entspringen können.” 13


 Letztlich jedoch änderten sich die politischen Systeme der westlichen Welt in Richtung Demokratie. Auf diesem Weg begegnen wir weiterer “Ironie der Geschichte“: Im Gegensatz zu Rousseau, dem Kritiker und Gegner von Demokratie, der trotzdem ihr posthumer Held wurde, unterstützte ein anderer Autor die Demokratie, wurde dafür jedoch nicht nur für seinen Einsatz nicht gelobt, sondern verfolgt und während der Französischen Revolution eingekerkert, bis er 1794 im Gefängnis starb: Marquis de Condorcet war ein französischer Mathematiker und Politologe des 18. Jahrhunderts, der in seinen Bemühungen um Methoden der Volksabstimmung und deren Aussagekraft zum Vater der “Sozialwahl -Theorie” 6A wurde:


 Condorcet’s Jury-Theorem – und Paradox


 Sein “Jury-Theorem” befasst sich mit der theoretischen, also mathematischen Untersuchung der Beobachtung, dass eine Gruppe von Leuten - allerdings nur unter bestimmten Einschränkungen - durch Abstimmen die richtige Antwort auf eine Frage finden kann, obwohl die Einzelnen die Antwort gar nicht wissen. Einschränkend zu dieser Entdeckung fand er jedoch auch heraus, dass dieses System eine eigenartige Schwachstelle birgt, die unter gewissen Bedingungen sogar zu einem schlechteren Ergebnis führt als die Meinungen der Einzelnen, bezeichnet als “Condorcet’s Paradox”.N63 Ungeachtet dieser zwiespältigen Lage wurde dieses Konzept als moderne Sozialwahltheorie wiederbelebt 43 – ich werde später darauf zurückkommen.


 Condorcet’s Paradox, ebenso wie 200 Jahre später Arrow’s “Unmöglichkeits-Theorem” (auch darauf werde ich weiter unten noch Bezug nehmen), weisen auf die Irrationalität in Gruppenentscheidungen hin.N64


_____________________________


Wie schon zuvor angedeutet, gingen dem Niedergang der großen europäischen Monarchien fast ausnahmslos Mordattacken auf den Regenten voraus oder wurden davon begleitet: So war es schon dem englischen König Charles I. ergangen, so geschah es nun Frankreich’s Ludwig XVI., Russland’s Alexander II., den Habsburgern in Mexiko mit Kaiser Maximilian I. und in Österreich der Kaiserin Elisabeth und Kronprinz Franz-Ferdinand. Der Auftakt zu diesem Umbruch und der politischen Instabilität in der westlichen Welt war die Französische Revolution von 1789; die Wirren hielten an bis zum Ende des Zweiten Weltkriegs.





Die Französische Revolution und ihre Folgen







 “Freigelassen in die Zügellosigkeit, war der Pöbel Regent, Richter, Jury und Exekutor in einem” *11





 Revolutionen und Bürgerkriege sind kein Thema im Zusammenhang mit Demokratie, außer um zu erörtern, wie man sie vermeiden kann. Blickt man zurück auf die letzten etwa 200 Jahre, so sticht daraus die Erkenntnis deutlich hervor, dass keine politische Entwicklung vergleichbare Grausamkeit hervorrief wie der sogenannte Volkswille, wenn der kalte Krieg des Kampfes der sozialen Klassen in Gewaltakte oder gar wirklichen Krieg umschlug. Revolution gibt Einblick in den selbstmörderischen Traum der Menschen von Freiheit. Demokratie ist seine abgeblasste Kopie; „Freiheit“ kommt darin noch als Worthülse vor, bekannt als Erfolgsrezept von der vorangegangenen Episode. Die Zähmung selbst folgt dann mit dem „Gesetz“, das fast unmerklich über die libertinistische und hedonistische Menge gleitet. Der Name der lebensbedrohenden Krankheit heißt: Erlösung des Einzelnen von der freiheitsbeengenden Gesellschaft. Die Revolutionen kosteten viele Millionen Menschenleben, bevor mehr oder weniger demokratische Systeme die westliche Welt in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts wieder stabilisierten; dennoch sind bis heute zwei Drittel der westeuropäischen Länder weiterhin konstitutionelle Monarchien geblieben. Zwei Länder hatten sich während dieser Übergangszeit innerhalb ihrer Kerngebiete zumindest für eine Weile stabil gehalten – mit Ausnahme von sozialer Ungerechtigkeit durch Armut und Elend in den Industriezentren und in manchen ländlichen Gebieten: Großbritannien im Viktorianischen Zeitalter und Österreich im Biedermeier. Aber kehren wir zunächst nochmal zurück an den Beginn der Revolutionen:


 Die Ideen von Ideologen aus England und Frankreich ließen sich zunächst leichter in einer völlig Neuen Welt verwirklichen. Nach den ersten Ereignissen im fernen Westen jenseits des Atlantik wurde Frankreich zur ersten Bühne radikaler Veränderungen am europäischen Kontinent. Diese französische Variante von Revolution im Jahr 1789 ist eine beschleunigte Form des Wirbels aufeinanderfolgender Ereignisse: von der Monarchie über Demokratie und Ochlokratie zur Diktatur. In unserem Zusammenhang der Entwicklung von Demokratie ist die Ideologie ihrer Initiatoren relevanter als der tatsächliche Ablauf der Ereignisse, denn letzterer führte mitnichten direkt zum demokratischen Ideal von „Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit“, wie wir alle wissen; Grayling beschrieb den Ablauf treffend mit den Worten im einleitenden Zitat zu diesem Abschnitt.


 Eine Generation nach Rousseau (1712-1778) verließ eine weitere vor Dynamik und Eigenwilligkeit sprühende Persönlichkeit die Heimat der französischen Schweiz, das benachbarte Lausanne, um ein migrantisches Leben als politischer Philosoph und Aktivist zu beginnen: Henri-Benjamin Constant de Rebecque (1767-1830), bekannt als Benjamin Constant, verheiratet und gleichzeitig in einer Reihe verschiedenartiger Beziehungen – eine der Frauen war Madame de Staёl. Constant war abgestoßen von dem Tumult, den die Französische Revolution verursachte. Er zog die britische konstitutionelle Monarchie als Modell für ein stabiles gesellschaftliches Leben in „modernem“ Liberalismus vor und sah darin einen Ausweg zwischen chaotischer Demokratie und wohlgeordneter Tyrannis, die eine Kombination beider Arten von Freiheit dieser beiden Systeme bot.N65 Grayling’s Argumentation überzeugt an diesem Punkt nicht, wenn er sich auf Constant mit den Worten bezieht “Freiheit bedeutet das Recht, sich nur noch den Gesetzen zu unterwerfen und ihrer nicht mehr willkürlichen Anwendung ...“,* 11 denn diese Gesetze repräsentieren bestenfalls den Willen einer Mehrheit, häufiger noch die Macht der Oligarchen für die Dauer ihrer Amtszeit.


 Die „magische“ Lösung des sozialpolitischen Problems für Länder mit enormer geographischer Ausdehnung und großen Bevölkerungszahlen schien in der Einführung der repräsentativen Form zu liegen, vorgeschlagen von zwei britischen Polit-Philosophen: Thomas Paine schrieb um 1791 in seinem Buch mit dem Titel “Rights of Man”: “ Indem wir der Demokratie die Repräsentation aufpfropfen, gelangen wir zu einer Regierungsform, die in der Lage ist, alle verschiedenen Interessen und jegliche Staatsgröße an Umfang und Populationszahlen zusammenzuführen und in sich zu vereinen“.*13 Der zweite, John Stuart Mill, schlug vor: “Da in einer Gemeinschaft, welche die Größe einer kleinen Stadt übersteigt, nicht Alle persönlich am politischen Geschäft teilhaben können, es sei denn in einem sehr begrenzten Rahmen, folgt daraus, dass die ideale Form einer perfekten Regierung repräsentativ sein muss.” * 11


Heute stehen wir nicht weit entfernt vom Ende dieser – auch gegenwärtigen - Form von Demokratie, das Mill vorausgesehen hatte: “… in jeder Form von Regierung einschließlich der repräsentativen stehen allem voran „allgemeine Ignoranz und Unfähigkeit, oder, um es moderater auszudrücken, insuffiziente geistige Fähigkeiten des Kontrollorgans“, außerdem „seine Gefährdung, dem Einfluss von Interessen abseits jener des Gemeinwohls ausgesetzt zu sein.” * 11 – Realismus, den Rousseau nicht zur Kenntnis nehmen wollte.


 Heute sehen wir auch dabei zu wie unser Versuch scheitert, den sozialen Frieden und Wohlstand durch Berücksichtigung aller erdenklichen Gruppeninteressen aufrecht zu erhalten; das Bemühen endet im Chaos zu vieler verschiedener Stimmen, in Polarisierung und Aufspaltung.N66 Der Hintergrund des Problems moderner Demokratie ist demnach die “soziale und kulturelle Vielschichtigkeit ihrer Bürger”,13 die unweigerlich mit dem Augenblick ihres Beginns deren Selbstzerstörung durch Parteibildung und Polarisierung bewirken würde –also ein a priori.


Eine weitere Hürde für die Überlebensfähigkeit von Demokratie war die fehlende Legitimation: die Monarchie hatte die ihre auf das Podest direkter Berufung „von Gottes Gnaden“ gestellt. Nun sollte sie auf einem „Sozialkontrakt“ ruhen, der selbst wiederum auf John Locke’s Festlegung angeblicher natürlicher Rechte basiert. Diese theoretische Legitimation ist eine weitere a priori-Schwachstelle im Konzept von Demokratie, weil „natürliche Rechte“ eine anfechtbare Voraussetzung darstellen, wie in Anm.N47 besprochen, die überdies einigen tatsächlichen Naturgesetzlichkeiten widerspricht: dem evolutionären Erbe, auf das ich im zweiten Kapitel zurückkommen werde.


Eine dritte Schwachstelle wurde durch die „federalists“ in die Verfassung der USA eingebaut mit dem Versuch einer Quadratur des Kreises, indem man die Souveränität des Volkes mit den Rechten des Einzelnen vermischte – ich werde dieses kontroverse Zusammenspiel an mehreren Stellen zur Sprache bringen (siehe auch Anm.N18, N67).


Noch eine weitere Schwachstelle bestand darin, dass „das Volk“ nicht tatsächlich alle Aspekte der Macht des früheren Monarchen übernehmen und Legislative, Exekutive und Judikative in der Hand behalten konnte und sollte: daher drängten die Federalists Alexander Hamilton, James Madison und John Jay in einer Vielzahl von Artikeln auf eine repräsentative Form der Staatsführung ohne Möglichkeit für das Volk, darauf direkten Einfluss zu nehmen, und unterstützten eine Gewaltenteilung entsprechend der Empfehlung von Montesquieu. Insgesamt ließen sie auch die Bildung von “factions” zu N68, eine Entscheidung, die heute durch die Parteienbildung die Fortsetzung des Klassenkampfes und die Spaltung ganzer Länder bewirkt. Letztlich hatte sich durch die Abspaltung der Amerikaner und die Gründung der USA die „Volksherrschaft ... in der nordamerikanischen Revolution materialisiert“,13 meint der Politikwissenschaftler Hans Vorländer. Die Kehrseite dieser Herrschaft ist jedoch, dass diese Kompromisslösung mittlerweile alle westlichen Demokratien mitgeformt hat, die nun allesamt darunter leiden und damit zu überleben versuchen müssen. Benjamin Constant hielt 1819 eine Rede, die den Unterschied des Freiheitsbegriffs zwischen der antiken und seiner eigenen Zeit zum Inhalt hatte; darin plädierte er für das moderne, liberale Verständnis von Freiheit entsprechend der amerikanischen Deklaration von 1776 13 im Gegensatz zu jenem in der Antike, welches die damit verbundenen Verantwortungen des Einzelnen in den Vordergrund stellte. Damit zementierte er das Problem nur noch mehr, anstatt es zu lösen, denn es erwies sich als Weg des Liberalismus über Individualismus zur „broken society“.


 An dieser Stelle zeigte Rousseau meines Erachtens mit seiner Überzeugung mehr Weitblick, wonach es entweder gar keine Parteien geben sollte oder eine sehr große Zahl, „um sie daran zu hindern Ungleichheit zu bewirken“*N54 – Ich werde darauf in Kapitel III weiter eingehen.


 Fünfundzwanzig Jahre nach dem französischen Traum von Freiheit und Gleichheit war die Brüderlichkeit ein weiteres Mal blutbefleckt und die Monarchie war mit Ludwig XVIII. und danach Charles X. wieder zurück, den jüngeren Brüdern Ludwig’s XVI. Diese konstitutionelle Monarchie war verbunden mit einer Form von Plutokratie, in der lediglich eine wohlhabende Minderheit wahlberechtigt war. Die Revolution hatte an den Lebensbedingungen der Ärmsten der kleinen Leute kaum etwas geändert. Durch die Juli-Revolution von 1830 wurde Charles X. durch Louis-Philippe ersetzt, aber die Situation blieb erneut unverändert.


 Was die USA angeht, so waren die Gründungsväter aufgrund der Größe des Landes und der Bevölkerungszahl zu einem realistischen politischen Konstrukt einer modernen Republik gezwungen – demokratische Elemente kamen erst schrittweise im Laufe weiterer Jahre dazu. Jedenfalls war das Wort „Demokratie“ in den USA für eine Reihe von Jahren überhaupt nicht in den Köpfen der Menschen – ebenso wenig wie im Frankreich der Revolution von 1789; sie alle zielten auf die Gründung einer Republik. Eher unfreiwillig war “Das Verfassungsmodell der Federalists [ ] demokratisch, weil es die Regierung frei, im Rahmen der berechtigten männlichen weißen Bevölkerung, nur zum Teil von Eigentums- oder Steuerqualifikation eingeschränkter Wahlbevölkerung bestimmen ließ und den Regierungswechsel, erstmalig 1800/01 im Übergang von den Federalists zu den Jeffersonian Republicans, in einem friedlichen, konstitutionellen Rahmen ermöglichte. Das war ... zugleich auch ... der Beginn der Parteiendemokratie“.13 Wie gesagt: so sehr die Entwicklung demokratisch gewesen sein mag, so sehr war sie gleichzeitig der Beginn von Polarisierung und damit a priori autodestruktiv.



Zur politischen Philosophie des 19. Jahrhunderts


 Nach seinem Besuch in den USA und Großbritannien in den Jahren zwischen 1830 und 1840 beschrieb Alexis de Tocqueville, der Diplomat und Politologe aus Frankreich, in seiner Publikation “Demokratie in Amerika” das der Demokratie innewohnende Risiko, sich in Richtung Mediokratie zu entwickeln, weil der Mehrheit “eine unsichtbare Form von Despotismus [entspringt] ... die niemandes Willen bricht, aber ihn aufweicht”,* 11 eine Meinung, die teilweise an LeBon erinnert, so wie auch die Worte “… man findet im menschlichen Herzen auch einen verkommenen Geschmack für Gleichheit, der die Schwachen dazu antreibt, die Starken auf ihr Niveau herunterzuziehen und Menschen dazu erniedrigt, Gleichheit in Versklavung der Ungleichheit in Freiheit vorzuziehen”.44 Diese Einstellung gibt auch ein Kommentar zu Tocqueville’s Text wieder: “Tocqueville warnt vor jeglichem der Demokratie eigenen Despotismus, besonders jenem der Mehrheit, oder auch rechtliche Schutzmaßnahmen des Staates (Entmachtung durch Überprotektion) als einer Gefahr, die größer ist als in anderen Regierungsformen.” * 327


 De Tocqueville’s weitere Warnungen richten sich nicht so sehr gegen Demokratie an sich, als sie darauf abzielen zu zeigen, wer verantwortlich ist: sie zeigen nämlich, dass letztlich das Volk bestimmt, was geschehen soll, nicht aber das politische System. Immerhin gilt diese Feststellung für alle Opfer politischer Systeme, die ich bisher erwähnte und noch erwähnen werde (siehe z.B. S. →), von Konfuzius zu Thukydides, von Paracelsus bis Dante, Machiavelli, Giordano Bruno, Hobbes, Locke, Rousseau, Diderot … mit de Tocqueville’s Worten: “Die Volksmehrheit umschließt “Denken” in einer furchterregenden Umzäunung. Ein Schriftsteller ist frei, solange er sich innerhalb dieses Rahmens bewegt, aber wehe dem Mann, der ihn verlässt, nicht dass er Anklagen fürchten müsste, aber er muss gewärtig sein, im Alltag mit allen Formen von Unannehmlichkeiten verfolgt zu werden. Eine Karriere in der Politik ist ihm verschlossen, denn er hat jene einzige Macht beleidigt, die dafür die Schlüssel in Händen hält“. 44 Aus der Perspektive von 1840 besteht der einzige Unterschied zu früheren Zeiten, dass die Macht des Klerus in einem Umfang geschrumpft war, dass man in der Tat keine Inquisition mehr befürchten musste (andererseits gab es reichliche Möglichkeiten seines säkularen Äquivalents – die Lebensgeschichte von Karl Marx als ein Beispiel ist davon beredtes Zeugnis).


 De Tocqueville hatte offenbar übersehen, was in den USA jener Tage mit der schwarzen Bevölkerung geschah, und mit den indianischen Ureinwohnern, weiters, dass Sklaverei noch immer allgemein üblich war. Grayling weist darauf hin, dass de Tocqueville all dessen ungeachtet der Meinung blieb: “Demokratie ist unvermeidbar … also lasst uns die Menschen dazu fähig machen” * 11, was nichts anderes bedeutet als dass Demokratie selbst durchaus ein angemessenes politisches System wäre, könnte man nur bewirken, dass die Menschen dafür gut genug werden – in der Tat keine Neuigkeit mehr, wenn wir zurückdenken an die Aussagen von Kant und Rousseau; ich werde im Zusammenhang mit der Besprechung des „Soll-Menschen“ in Kapitel II darauf zurückkommen.


 Und die Menschen waren in der Tat nicht gut genug: Frankreich benötigte nach seiner ersten Revolution fünf Republiken und drei Monarchien, um zu ihrer heutigen Form von Demokratie zu kommen – sie ist, wie berichtet, nach der EIU-Analyse drittklassig (siehe S. →). Lassen Sie uns dies einmal zur Probe, drehen wir die Herausforderung herum und stellen wir die Frage: wie gut waren die Lebensbedingungen der Menschen?


 Zu Ende des 18. Jahrhunderts (in Großbritannien 1642-1651) begann der Klassenkampf in Bürgerkrieg umzuschlagen, beginnend mit der Erhebung gegen die Ausbeutung durch die führende Schicht: Revolution! Diese wurde rasch durch eine zweite angeheizt: die “Industrielle Revolution”. Sie entwurzelte immer größere Teile der ländlichen Bevölkerung und lockte sie in die Städte. Massen bitter armer Fabriksarbeiter und ihrer Familien wurden zur neuen sozialen Wirklichkeit. Das Paradebeispiel war das britische Manchester als Zentrum der Textilindustrie. Revolte aus Verzweiflung, gerichtet gegen Ausbeutung durch die Aristokratie und ihre neureichen Epigonen, die Industriebosse, das war die Reaktion der Menschen auf das Zeitalter der „Aufklärung“. Idealistische Aufrufe wie Kant’s Appell änderten zunächst nichts an ihren Lebensbedingungen. Wohl aber riefen sie einzelne Materialisten auf den Plan. Es war die Stunde von Karl Marx, Friedrich Engels und Jenen, die sie mit sozialistischen Ideen weiter anregten; aber auch von all Jenen, die von ihnen aufgerufen wurden sich zu erheben als sozialistische und kommunistische Bewegungen: um 1850 brannten die Feuer der Revolution in ganz Europa.


 Einerseits wurde in diesen Jahren erstmals über Begriff und Ziele von „Demokratie“ geredet; de Tocqueville soll gesagt haben, sie sei der Welt „zum Schicksal geworden“ („un fait providentiel“).13 Andererseits aber war „Republik“ für die Liberalen ein wesentlich interessanteres Konzept geworden: die andauernden Auseinandersetzungen zwischen den Republikanern und den Monarchisten müssen den beiden deutschen Philosophen, Marx und Engels, eine willkommene Bühne für ihre zentralen Thesen gewesen sein, die sie im Jahr 1848 in ihrem Pamphlet veröffentlichten (es erschien in London, in deutscher Sprache): alle Politik sei beherrscht vom Klassenkampf, und der Konflikt wäre beendet, würde man den Kapitalismus durch Sozialismus ersetzen. Damit begann das Wanderleben des nächsten heimatlosen Geistes: Marx, nirgendwo willkommen wegen seiner aufrührerischen Veröffentlichungen, wurde aus Deutschland verbannt und floh zunächst nach Frankreich, von dort nach Belgien; dort traf er auf einige Sinnesverwandte – Engels war einer davon. „Das Manifest” hatte deshalb in London gedruckt werden müssen, weil Marx nur unter der Bedingung in Belgien bleiben durfte, dass er dort keine Schriften über zeitgenössische Politik veröffentlichte. Im Jahr 1845 übersiedelten beide Männer nach England und konzipierten dort die politische Philosophie des Materialismus, gegen jeglichen idealistischen Trend, gegen Hegel und seine Anhänger. Die Arbeit blieb an der Zensur hängen und bis in die Zwischenkriegsjahre des 20. Jahrhunderts unpubliziert. Dessen ungeachtet begannen sie eine revolutionäre proletarische Bewegung, angeregt durch die elende Lage der Arbeiter insbesondere in Manchester. Im Gegensatz zu den idealistischen Sozialisten beabsichtigten die Kommunisten, die Gesamtheit der Arbeiterklasse aller Länder anzusprechen und eine proletarische Massenbewegung in Gang zu setzen, die nun offen gegen die etablierte Bürgerschaft gerichtet war.


 Um die hauptsächliche Triebkraft der Geschichte in jener Zeit nochmals hervorzuheben: den nächsten Schritt in der Entwicklung verursachten nicht politische Systeme sondern die technischen und wissenschaftlichen Errungenschaften, welche die Industrielle Revolution bewirkten und damit tiefgreifende Veränderungen der Lebensbedingungen und folglich der Gesellschaft verursachten. Nicht demokratisches Wahlrecht zur Beeinflussung der politischen Klasse stand im Vordergrund des Interesses, sondern der Konflikt zwischen Klassen der Bevölkerung. Das Problem war also nicht, dass ein König oder eine Königin Entscheidungen traf ohne Einbindung des Volkes; es war die Erfahrung der bitter armen Menschen, dass sich weder Monarchen noch Aristokraten oder der Mittelstand in ihren Ländern um sie kümmerten, für die sie die manuelle Arbeit erledigten. Es ging nicht um Demokratie, sondern um Macht, um Wut und um die Befreiung von Unterdrückung und Ausbeutung. Diskussionen, Idee, Ideologien und Philosophien änderten nichts an der Situation der Masse armer Leute, Bauern und Handwerker. Es war wieder an der Zeit sich zu erheben – das war der Kern der Botschaft. Am Anfang war Kommunismus, nicht Demokratie. N69


 Sobald die ersten Exemplare der anonymen Ausgabe des Pamphlets „Das Kommunistische Manifest“ in Paris und Brüssel kursierten, wurde Marx aus Belgien vertrieben unter dem Vorhalt revolutionärer Betätigung. Zurück in Paris, und schließlich in Deutschland, beteiligte er sich an verschiedenen Revolutions-Veranstaltungen des Jahres 1848; immer wieder in Gerichtsverfahren verwikkelt, wurde er letztlich erneut aus Deutschland vertrieben und endete schließlich, nach erneuter Flucht und Vertreibung nach und aus Frankreich, in London. Nach der erfolgreichen Niederwerfung aller Revolutionen quer durch Europa bestand der weitere Versuch darin, sich mit der Bürgerschaft gegen die Aristokratie zu verbünden und eine konstitutionelle Republik mit allgemeinem Wahlrecht zu errichten. Die Akteure dabei waren die Sozialisten. Marx aber lebte inzwischen mit seiner Familie verarmt in England und konnte sich nur noch über Zeitungsartikel geringes Gehör verschaffen N70.


 Im Deutschland der Mitte des 19. Jahrhunderts herrschte Konfusion in einem Gewirr politischer Stimmen: die moderaten Liberalen als Vertreter der Mittelklasse, die Demokraten als extremistische Vertreter der Masse der Armen.N71 In unserer Zeit steht der Begriff „liberale Demokratie“ nur noch für die Ideale der Liberalen des 19. Jahrhunderts, wie sie im Zitat der Anm.N71 so treffend beschrieben stehen. „Demokratie“ hingegen stand damals für jenen Kommunismus, der inzwischen den Kampf verloren hat und nun schrittweise, äußerlich wie innerlich, vom Kapitalismus zerfressen wird.


 Der Jakobinismus der französischen Revolution löste in den übrigen europäischen Ländern zunächst Abscheu aus und wirkte lediglich als Abschreckung davor, ein demokratisch-republikanisches System zu akzeptieren. Friedrich Engels machte dies mit seinem Statement nicht einfacher, wonach Demokratie „ein proletarisches Prinzip“ sei.13


Die Feuer der Revolution brannten nicht lange; die Armen verloren erneut. Zur Lösung des Problems der etablierten Klassen wurde – ich meine zuerst von den Briten – eine geniale Idee umgesetzt: Demokratie als wohl umzäunte Spielwiese für die niederen Klassen im Hinterhof der reichen Elite. Nicht Philosophie und Politikwissenschaft sind die Architekten von Demokratie; es waren die Auswirkungen technischer Forschung und Entwicklung, und die Macht des Geldes. Blickt man in den Alltag der kleinen Leute und auf die Verteilung der politischen Macht, so wird klar, dass bei all den auf- und absteigenden Bemühungen um demokratische Strukturen dennoch das wohlhabende Bürgertum und die Aristokratie den Ton angaben, in Frankreich wie in Großbritannien und den anderen europäischen Ländern. Allgemeine Wahlen lagen weiterhin in ferner Zukunft, auch wenn zur Zeit des britischen Premierministers Disraeli bereits 1867 einer Gruppe privilegierter Arbeiter das Wahlrecht zugesprochen worden war.19, N72


 Wie ernst konnte es Kant mit seinem Appell für intellektuelle Unabhängigkeit des Einzelnen gemeint haben im Wissen darum, dass die Masse der Menschen unter absolutistischer Macht schweigend gehalten wurde, selbst wenn Monarchen eine Sorgfaltspflicht wahrnahmen? Wenn Aufklärung tatsächlich stattgefunden hat, dann hielt sie sich im Rahmen eines äußerst begrenzten Bildungsumfangs für die Allgemeinheit – und die Verbannung Gottes aus dem Alltagsleben einer gebildeten Mittelschicht. Was allerdings tatsächlich stattgefunden hat ist etwas, das die Mehrzahl der Vertreter der Aufklärung eben gerade nicht wollten: die Einführung von Demokratie als politisches System. Der Traum von Freiheit, von Befreiung aus der Unterdrückung siegte über die Ideen der politischen Philosophie. Und wie dies in aller Regel mit fundamentalen sozialen Umwälzungen so geschieht: keine der Veränderungen wurde vorausgesehen. Republiken wurden zunächst ausgerufen, nur um sogleich wieder rückgängig gemacht zu werden (nur die Kirche hatte ihre Macht tatsächlich endgültig verloren). Was kam, war nicht Gleichheit, sondern Demokratie; sie kam auf einem qualvollen Weg über Revolutionen, Diktaturen und Kriege – mit der Fata Morgana vom Paradies auf Erden. Die kompromisslose Seite dieser Sozialentwicklung führte rasch ins Dunkle: der Kommunismus wandelte sich umgehend in ein Terrorregime, wo jegliche radikale Ideologie enden muss; sie kostete anfangs tausende Menschenleben, danach hunderttausende und schließlich Millionen.


Die einzige Hoffnung auf ein friedliches Leben scheint in der Tat darin zu liegen, in Provisorien und Übergangslösungen leben zu lernen, befreit von ideologischer Rage aus Überzeugung, gleich ob religiös oder säkular. Überzeugtheit ist eine Art von Zorn, also Emotion. Friede ist nicht in Gedankenfreiheit verborgen, sondern in der Befreiung von der Wut der Überzeugung. Nach dieser Befreiung könnte durchaus Gott zurückgebeten werden in unsere Wohngemeinschaft, die Erde, ohne dass wir uns gedrängt fühlen müssten, uns aus seiner Tyrannei wegzustehlen. Es bleibt uns ohnehin die Last der anderen Erbsünde: der Kampf in und zwischen uns, mit seinem Preisgeld: der Macht, diesem anderen Motiv für Mord außer Überzeugtheit und Lust.


_______________________________


Nach Revolutionen und Kriegen waren bis in die Zeit zwischen dem Ersten und Zweiten Weltkrieg an die 30 Republiken entstanden; Menschenrechte und allgemeines Wahlrecht waren zu breit diskutierte Themen geworden. Dennoch lag der Schwerpunkt der sozialen Entwicklung am Übergang vom 19. zum 20. Jahrhundert nicht bei Demokratie – Nationalismus war in aller Munde, jedenfalls überall dort, wo es die Stabilität des Landes erlaubte. Frankreich befand sich nach seinen Revolutionen einerseits am Beginn der Dritten Republik, andererseits aber waren zwei Drittel der Mitglieder in der Nationalversammlung noch Monarchisten; das Land war von einer weiteren blutigen Revolution erschüttert worden und hatte 1870/71 den Krieg gegen Deutschland verloren,N73 jene aufstrebende neue Macht, die es wagen sollte, die globale Hegemonialmacht, das Britische Empire, herauszufordern.




Demokratie im 20. Jahrhundert:





einige Bemerkungen über Ideologie, Philosophie und Fakten


Die mächtigen Dynastien und ihre Monarchien und Aristokraten kamen allmählich zu einem Ende. Die dominanten sozialen Kräfte blieben Nationalismus nach außen und Klassenkampf innen. Schon zu Beginn hatten sich die führenden Köpfe der revoltierenden Masse in die kommunistischen Hardliner und ihre konziliantere Variante, die Sozialisten, aufgespalten. Beide konfrontierten das Bürgertum, aber selten gemeinsam. Dieser Konflikt dominierte die frühen Jahre des 20. Jahrhunderts, unterbrochen vom Ersten Weltkrieg. Demokratie blieb noch für geraume Zeit im Hintergrund von Interessen. Auch wenn allgemeine Wahlen eingeführt wurden,7 auch das Wahlrecht für Frauen, blieb der Demokratisierungsprozess durch Faschismus und Wirtschaftskrise unterbrochen. Die Politik der Zwischenkriegsjahre war schon bald von Bürgerkriegen geprägt, zuerst 1922 in Italien mit dem Marsch auf Rom - als ob die Menschen davor gewarnt werden sollten, dass Demokratie ohne externe Ressourcen, Staatsverschuldung und Wirtschaftswachstum nicht gedeihen kann. Nach Deutschland und Österreich wurden Bürgerkrieg und Faschismus nach Spanien getragen. Das letzte Land, das in dieser Reihe folgen sollte, war Griechenland mit seinem Bürgerkrieg ab 1944, der gleichzeitig den Beginn des Kalten Krieges markiert. Sehr rasch verwirklichten sich also am europäischen Kontinent Schwachstellen und Fehler demokratischer Prozesse: Chaos ging über in Bürgerkrieg und Diktatur, letztlich in den unvermeidlichen Zweiten Weltkrieg (in USA und Großbritannien war die Situation in mehrfacher Hinsicht anders). Nach dem Krieg musste man also das Dritte Reich auf den Weg der Demokratie zurückführen, oder jedenfalls das, was man in den späten 1940er Jahren darunter im Westen verstand. Die Diktaturen in Griechenland, Spanien und Portugal allerdings hielten sich noch jahrzehntelang, und die meisten westeuropäischen Länder blieben konstitutionelle Monarchien. Dennoch befand sich die Demokratie nun im Aufschwung, zusammen mit ökonomischer Entwicklung, sozialem Wohlstand und Gesundheitswesen, noch nie dagewesenem Fortschritt dank moderner Forschung und technischer Innovation – aber auch Staatsverschuldung von bisher ungekanntem Ausmaß. Und noch ein bislang unbekannter Faktor war hinzugekommen: der Säkularismus; Religion hörte auf eine Rolle zu spielen.


 Zusammen genommen weist diese Entwicklung auf Liberalismus hin – ja noch weiter: auf Individualismus so weit wie irgend erzielbar, der „Wille des Volkes“ als eine Art Zusammenspiel der Wünsche aller Einzelnen.


 Marx und Engels sahen sich zweifellos auserwählt, die Welt zu verändern – beinahe hätten sie es ja geschafft, und die Geschichte ist in dieser Hinsicht noch keineswegs zu Ende, auch wenn der russische Kommunismus kollabiert ist. Der Sozialismus, die kompromissbereite Seite der sozialen Wende, ist wahrscheinlich ihr bedeutsamerer Anteil. Während meiner Lebenszeit seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges entwickelte sich der Sozialismus zu einer Art Garant für den sozialen Frieden, indem er als Gegenkraft zum Kapitalismus wirkte: der allgemeine Wohlstand war eine Folge der sozialen Marktwirtschaft, ermöglicht und verstärkt durch den Sozialismus. In Großbritannien und USA erreichte der allgemeine soziale Wohlstand das Niveau der west- und mitteleuropäischen Länder nicht. Dementsprechend unterscheiden sich auch die Gewerkschaften zwischen diesen beiden Bereichen der westlichen Sphäre deutlich. Mit Beginn des Sozialismus spielte sich die zwischenstaatliche wirtschaftliche Konkurrenz zwischen dem Britischen Empire, den USA und Deutschland ab: schon 1913 war die Produktivität der Briten von zuvor einem Drittel der gesamten Weltproduktion um 50% gesunken, während die USA die Führung übernommen und Deutschland den zweiten Platz eingenommen hatten. Großbritannien, vielleicht die bizarrste Form von Demokratie, die noch heute eine aristokratische Oberschicht und das „House of Lords“ hat, schaffte über die Jahrhunderte seiner Demokratie die Aufrechterhaltung einer eindrucksvollen sozialen Schere: im Jahr 1911 besaß etwa 1% der Bevölkerung 70% des BNP (Bruttonationalprodukt).N74, N75


 Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges traten schon 1945 viele Staaten den westlichen Initiatoren der Gründung der Vereinten Nationen bei, um das Bemühen um Menschenrechte und Frieden zu einer globalen Anstrengung zu machen. Gleichzeitig wurde jedoch diese Initiative zu einer Demonstration anglo-amerikanischen hegemonialen Machtanspruchs und der selbstverständlichen Erwartung, dass sich der Rest der Welt diesen westlichen Werten fügen werde. Auf diesem Weg wurden die Errungenschaften der europäischen Geistesgeschichte – wenn sie es denn auch tatsächlich war und nicht eher eine andere, weniger gut definierte Kraft - zu einem Vorbild und Verhaltensprinzip für die gesamte Welt stilisiert: in liberalen, rechtsstaatlichen Demokratien zu leben und politische Macht von religiösem Einfluss fernzuhalten. Durch Entwicklung und Einsatz von Kernwaffen hatten die USA jedoch ihre hegemonialen Regeln von Anbeginn als nicht vertrauenswürdig gebrandmarkt und den Kalten Krieg heraufbeschworen, noch bevor der Weltkrieg zu Ende war. Der Weg durch den Rest des 20. Jahrhunderts war schon damit vorgezeichnet, dass die USA alle modernen Entwicklungen der Nazi-Kriegsmaschinerie umgehend nach Amerika transplantierten. Wieviel von der weiteren Entwicklung auf den hegemonialen Anspruch der USA zurückzuführen ist, und welcher Anteil der berechtigten Eindämmung eines gezielt verfolgten Weltkommunismus, wird wohl niemals zufriedenstellend zu klären sein; die Verzahnung mit den Aktivitäten auf der anderen Seite jener bipolaren Welt einschließlich der Spionagetätigkeit erlaubt keine rückwirkende Erklärung kausaler Zusammenhänge. Unabhängig von den autosuggestiven Sachzwängen des Kalten Krieges unterhielt der Westen stets mehrere Kriege auf der Welt durch Waffenverkäufe an rivalisierende Parteien – Waffen, die heute teilweise direkt auf den Westen zurückzielen.


 Während der Zeit des Kalten Krieges kam ein ungleichmäßiger Prozess der Globalisierung in Gang: der Rest der Welt übernahm die Benefizien des technischen und wissenschaftlichen Fortschritts wie selbstverständlich. Gleichzeitig begann jedoch ein komplizierter Vorgang der Ablehnung und Verweigerung westlicher kultureller Einflüsse, die sich aber mit den westlichen Produkten ohnehin schon mit eingeschlichen hatten. So ist die Welt zu einem kulturell inhomogenen und teilweise verworrenen Platz geworden, auf dem sich Kulturkreise gleichzeitig überschneiden und abstoßen: westliche Musiker führen in einer rasch zunehmenden Zahl von neu errichteten Konzertsälen und Opernhäusern des Fernen Ostens westliche klassische Musik auf; von dort überfüllen junge Musiker in ihrer Begeisterung für diese Musik die westlichen Konservatorien. Andererseits wird von der muslimischen Welt die doppelbödige westliche Sozialmoral als „Menschenrechts-Imperialismus“ attackiert.


 Gleichzeitig bewirkte der Zusammenbruch der UdSSR und des Sowjet-Kommunismus einen rapiden Anstieg der Zahl demokratischer Staaten: um 1960 waren es noch 35 Länder, bis 1990 bereits an die 70. Der Versuch der Einführung von Demokratie in islamischen Ländern löste das derzeitige Drama und die Tragödien aus, die all jene Schwächen und Paradoxien des Systems widerspiegeln und die europäische Entwicklung mit ihren Revolutionen und Bürgerkriegen wie einen unvermeidbaren Prozess wiederholen – allerdings zusätzlich kompliziert durch den militanten Islamismus.


 Auch Europa selbst, und die EU, begann, sich auf die Dämmerung einer alarmierend instabilen sozialen Lage zuzubewegen. Diese Entwicklung ist einerseits bedingt durch einen dem Verhalten der Stadt-Staaten im antiken Griechenland ähnlichen Unwillen zu einer vernünftigen Einigung auf der Basis gemeinsamer Interessen. Unentschlossenheit, die man wohl besser ehrlich als verbohrten engstirnigen Regionalismus benennen sollte, der dann wieder von Neo-Liberalen als Nationalismus dämonisiert wird, verbindet sich mit einer politischen Gleichgültigkeit, die Alarmsignale aus allen Ecken der Welt ignoriert. Vom zweiten dominierenden Faktor, der Migration nach Europa, wird in den kommenden Kapiteln noch die Rede sein.
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